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nnneeeeoéoeEin Kampfſignal.
Die Halleſche Sozialdemokratie gegen die

Polizeibedrückung:
Ein Ruf zur Abwehraktion, ein Ruf zur Arbeit

Die Halleſche Sozialdemokratie hat am geſtrigen Sonntag
die erſte wuchtige Antwort auf die letzten Taten des echt libe
valen Halleſchen Polizeiſyſtems erteilt. Es iſt ein Ruf an die
Maſſen zu energiſcher, zäheſter Abwehraktion. An der Ar-
beiterklaſſe iſt es jetzt, die geſteigerten Bedrückungen ihrer
Organiſationen und ihres Heims zu vereiteln.

Rund ein Jahr iſt es her, ſeit die Halleſche Polizei plötzlich
dem Sozialdemokratiſchen Verein das Recht auf polizeifreie
geſchloſſene Mitgliederverſammlungen entzog. Alle geſetzlichen
Hebel gegen dies geſetzwidrige Vorgehen erwieſen ſich als un-
tauglich die Polizeigewalt triumphierte. Nun ſteht Ende
Oktober der endgültige Spruch des Oberverwaltungsgerichts
zu erwarten.

Jngzwiſchen hat der Sozialdemokratie freilich der „Triumph“
der Polizeigewalt wenig geſchadet. Jm Gegenteil! Die Be-
drückung löſte neue Kräfte aus, erweckte ſchlummernde ſtrate-
giſche Eigenſchaften in den Reihen der Kämpfer, vor allem
aber vertiefte ſie das klare Erkennen der Maſſen über die
wahre Natur des Klaſſenſtaates und der Klaſſenherrſchaft. Das
iſt ein unſchätzbarer Gewinn denn einmal kommt ja doch
der Zeitpunkt, wo die Kämpfe zum Sturze der Klaſſenherr-
ſchaft lebhafter, umfaſſender und entſcheidender werden. Seien
wir froh, wenn die Maſſen beizeiten über die Natur des
Gegners und die Größe der Aufgabe „praktiſch“ belehrt werden.
Jhre Kraft kann dadurch nur gewinnen!

Die Halleſche Sozialdemokratie bekennt ſich geſchloſſen zur
ſchärfſten Abwehrtaktik. Sie hat in klarer Einſicht ohne
weiteres ihre bisherige Praxis der Generalverſammlungen
geändert und iſt durch einmütigen Beſchluß der Diſtriktsver-
Fammlungen bis auf weiteres zum Vertreterſyſtem zurück-
gekehrt. Ein ſtark beſchickter Kreistag hat geſtern „in aller
Polizeiheimlichkeit“ getagt, einmütig ſaft- und kraftvolle Be
ſchlüſſe gefaßt und den Willen erwieſen, mit aller Energie an
der Vermehrung der proletariſchen Macht zu arbeiten.

Als zuſammenfaſſende Willenskundgebung erläßt der Kreis
tag an die Arbeiter folgenden Kampfesruf:

Als berufene und beauftragte Vertretung der ſozial-
demokratiſchen Partei für Halle und den
Saalkreis erhebt der Kreistag flammendſten Proteſt gegen
das immer unerträglicher werdende Halleſche Polizei-
regiment! Seit dem Reichstagswahlſiege 1909 iſt das
Loſungswort des Polizeikommandeurs Weydemann: „Jch be
kämpfe die Sozialdemokratie mit allen Mitteln“ zur aus
ſchließlichen Richtſchnur des Polizeiſyſtems in Halle erhoben
worden, was ſich beſonders zeigte durch die unerhörten Ver
folgungen der Partei, der Gewerkſchaften, der Preſſe, der
Jugend, der Turner; durch blutige Niederſchlagung der
Wahlrechtsforderer durch Aufhebnug der vereinsgeſetzlichen
Rechtsgarantien für die geſchloſſenen Mitgliederverſamm-
lungen von Partei und zzrotzen Gewerkſchaften; durch Verbot
der Gewerkſchafts- und Parteinumzüge und endlich durch Be
lagerung und Beläſtigung des Volksparks und der Verhängung
der ſogenannten „Polizeiſtunde“.

Die ungeheuerliche Zudiktierung der Polizeiſtunde an das
Arbeiterlokal iſt nicht aus ſachlicher Notwendigkeit zu erklären,
denn ſonſt müßten ganz andere Lokale Polizeiſtunde
erhalten, ſondern ſie iſt als wohlberechneter Kampfes-
ſchlag gegen diegeſamte Halleſche Arbeiter-
bewegung aufzufaſſen!

Der ſozialdemokratiſche Kreistag ruft deshalb die Halleſche
Arbeiterſchaft zu energiſcher, zäher, planmäßiger
Abwehraktion auf! Die flammend geweckte Empö-
rung über all dieſe Drangſalierungen muß umgeſetzt werden
in verdoppelte Werbearbeit für die Partei-
organiſation, einheitliche und gewaltige Diſziplinie-
rung der Widerſtands- und Kampfeskraft der
Maſſen und umfaſſendſte Unterſtützung der prole-
tariſchen Trutzburg Volkspark!

Rüſten wir uns für die geplanten weiteren
Verfolgungen!

Die verſuchten Schläge gegen die Arbeiterbewegung müffen
wohlberechnet und mit aller Macht in glatte Nieder-
lagen für unſere Feinde verwandelt werden

Es ſteht zu erwarten, daß der Kampfesgeiſt des Kreistages
anfeuernd auf die politiſche Energie der Maſſen wirken wird.
Schon die nächſten Aktionen, über die bald näheres berichtet
werden wird, müſſen planmäßig zur Machterweiterung
der politiſchen Organiſation auf breiteſter Grund-
lage ausgenutzt werden.

Das Signal iſt gegeben! Rüſtet! An die Arbeit!

Für den Frieden.

Gibt es wirklich eine Kriegsgefahr? Der Gedanke, die kläg-
liche Diplomatenpoſſe von Berlin könnte eines Tages damit
enden, daß ſich Hunderttauſend Menſchenleiber blutend im
Sande wälzen, iſt wahnwitzig, grauenhaft, abſurd und ver-
brecheriſch! Aber regiert Vernunft die Welt, und ſind es die
Geſetze der Logik, von denen die Geſchicke der Völker beſtimmt
werden Wäre die Menſchheit eine nach vernünftigen Grund-
ſätzen geordnete Gemeinſchaft, ſo dürfte man über das Kriegs
geſchrei, das von Narren und Verbrechern angeſtimmt wird,
mit Abſcheu und Gelächter zur Tagesordnung übergehen. Aber
mächtig regt ſich noch die unvernünftige Beſtie der Urzeit, die
ihren Göttern Tiere und enſchen als Opfer ſchlachtete, die
die Leiber der Feinde verzehrte und aus ihren Schädeln Trink-
kübel formte für ſinnloſe Gelage.

Heute ſehen wir Männer, die den angeblich gebildeten Schich-
ten angehören, eifrig beſtrebt, den alten Blutrauſch aufs neue
zu entfachen. Sie ſchrecken vor keiner Lüge zurück und über-
ſchütten mit ihren wüſten Beſchimpfungen jeden, der ſich ihnen
in den Weg ſtellt. Vor allem natürlich die ſozialdemokratiſch
geſinnte Arbeiterſchaft, die den ſtärkſten Wall bildet gegen die
Befriedigung ihrer viehiſchen Gelüſte. Aber auch Wilhelm II.
muß ſich auf franzöſiſch ſozuſagen einen „Vaterlands-
verräter“ nennen laſſen, wenn er den Wünſchen der toll-
gewordenen Kriegshetzer nicht mit blindem Gehorſam ent-
gegenkommt.

Wenn man nun ſieht, wie das Stocken der deutſch- franzö
ſiſchen Verhandlungen von dieſer rabigaten Geſellſchaft mit Be
friedigung aufgenommen, wie die Pauſe ausgenützt wird, um
die Gegenſätze bis zum Zerreißen zu ſpannen und jede Ver-
ſtändigung unmöglich zu machen, ſo kann man ſich der ernſte-
ſten Beſorgniſſe nicht mehr erwehren. Die deutſche Diplomatie
hat ſich mit der ihr eigenen, faſt ſprichwörtlich gewordenen
Geſchicklichkeit in eine Sackgaſſe verrannnt, aus der ſich ein
Ausweg nur ſchwer finden läßt. Sie kann nicht vorwärts,
ohne dadurch eine Lage heraufzubeſchwören, die ſie vielleicht
ſelber vermeiden will, und ſie kann nicht zurück, ohne im eig-
nen Lager mit Schimpf und Spott empfangen zu werden. Sie
aht ſich grundſätzlich bereit erklärt, auf alle politiſchen An-
ſprüche in Marokko zu verzichten und dafür Kompenſationen
verlangt, über die Frankreich mit ſich reden laſſen wollte, ſie
hat aber dann, eingeſchüchtert von dem Geſchrei, das ſich rings
um ſie erhob, ihre Entſchädigungsanſprüche ſo hoch geſtellt, daß
die franzöſiſche Regierung ſie nicht befriedigen kann, ohne ſich
die chauviniſtiſche Meute des eigenen Landes auf den Leib zu
hetzen.

Die Methode der Kriegstreiber von hüben und drüben iſt
dabei ſo einfach, daß ſie jedes Kind bequem handhaben kann.
Kolonialländer haben die Eigentümlichkeit, daß ſich, je nach-
dem, wie es einem paßt, ihr Wert ganz verſchieden einſchätzen
läßt. Auf dem Papier läßt ſich jede Wüſte zu einem Wunder-
land voll unſchätzbarer Entwicklungsmöglichkeit verwandeln
und ebenſo kann jedes Kolonialreich von verhältnismäßig
hohem Wert als ein ungeſundes Fieberloch hingeſtellt werden,
das zu ewiger Unfruchtbarkeit verdammt iſt. Herr Cambon
kann alſo ſo wenig wie möglich gewähren, und man wird drü-
ben ſchreien, daß aus der Kolonialkrone Frankreichs der
ſchönſte Stein herausgebrochen worden ſei, um deutſche Er-
preſſergelüſte zu befriedigen. Herr v. Kiderlen-Wächter aber
könnte die Hälfte der franzöſiſchen Kolonien heimbringen, und
man würde hüben doch verſichern, er habe ſich mit einem
Linſengericht abſpeiſen laſſen und dafür die deutſchen Erſt-
geburtsrechte verkauft. Unſere Alldeutſchen tun es nun einmal
nicht ohne Weſtmarokko, und ſie verſteifen ſich auf dieſe Forde-
rung, nicht weil ſie dieſes Weſtmarokko, ſondern weil ſie den
Krieg mit Frankreich und England wollen, ohne den es durch-
aus nicht zu haben iſt. Sie wollen den Krieg, ſie rechnen mit
einem Siege Deutſchlands und einer Neuaufteilung der Welt.
Der Wahnſinn raſt durch die Köpfe!

Die deutſche Diplomatie hat in ihrer Behandlung der
marokkaniſchen Frage Fehler auf Fehler gehäuft. Das iſt der
einzige Punkt, über den volle Einſtimmigkeit herrſcht zwiſchen
uns und Ausland, zwiſchen Alldeutſchen und Sozialdemokraten.
Gerade die alldeutſche Preſſe hat über die Unfähigkeit der
deutſchen Regierung in der letzten Zeit am lauteſten geklagt.
Und nun ſoll auf einmal dieſe ſelbe Regierung imſtande ſein,
von Berlin aus das Werk Napoleons neun aufzunehmen. Ohne
wie Napoleon am Ende oder gar ſchon am Anfang zu-
ſammenzubrechen? Jetzt ſollen die Fehler, die gemacht wor-
den ſind, gutgemacht werden können durch ein Verhbrechen,
durch die Anſtiftung eines Krieges? Wer Empfinden für das
deutſche Volk beſitzt und es nicht als eine Herde Vieh betrachtet,
das man zur Schlachtbank treibt, muß alles dranſetzen, um der
Wahnſinnshetze zu ſteuern.

Was ſoll uns denn in den Krieg treiben? Die Not? Sind
es doch gerade die Kriegstreiber, die ſtets verſichern, dem ar-
beitenden Volke Deutſchlands ginge es beſſer als irgend einem
Volke der Welt, und bei den nächſten Wahlen werden wir gewiß
wieder aus Millionen Flugblättern erfahren, in welchem
Paradieſe wir eigentlich leben! Das Volk, das die wirkliche
Not fühlt, ſieht im Kriege kein Mittel, ſie abzuwehren, ſondern
nur, ſie ins Unendliche zu ſteigern. Die Kriegstreiber aber,
die behaupten, dem Volk ginge es ganz gut, ſchreien jetzt auf
einmal, wir brauchten kriegeriſche Eroberungen, um nicht zu
verhungern aber wann wäre es der Kriegsbeſtie
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geweſen, logiſch zu denken? Wollte ſie damit beginnen, ſo
würde ſie aufhören, gefährlich zu ſein! Darum dürfen ſich
auch die Arbeiter, die Freunde des Friedens, nicht auf die Güte
ihrer Gründe allein verlaſſen, ſondern ſie müſſen ſich in Ab-
wehr zuſammenrotten zu einer unüberwind-
baren Macht!

Nochmals die „Beſchimpfung“ der deutſchen Flagge.

Aix les Vains die franzöſiſche Regierung bereits am
18. Auguſt Deutſchland amtlich zur Kenntnis gebracht, daß
auf Grund des franzöſiſchen Strafgeſetzes gegen die
Schuldigen ein Strafverfahren eingeleitet
worden iſt, womit ſich die deutſche Regierung offiziell zufrieden
gegeben hat.

Wie ſchade! Es wäre ſo ſchön geweſen für unſere Mord-
patrioten hätten ſie die alberne Heldentat des angeheiterten
Schuſters von Nancy noch weiter im Sinne der Völkerver-
hetzung ausſchlachten können.

Die Deutſche Tageszeitung hat aber ſchon einen Erſatz ge
funden. Der Leitartikler verbricht einen längeren Aufſatz, der
den „hehren Erinnerungen“ von 1870 geweiht iſt. Der Krieg
wird als ein Segen für ein Volk gefeiert, der die „ſchwülen
Sumpflüfte“ verſcheuchen und im Volke ſchlummernde Kräfte
wecken könne. Herr Oertel macht deswegen den Vorſchlag,
man möge gerade in dieſem Jahre „den deutſchen Ge-
denktag an die Schlacht von Sedan mit be-
ſonderem Ernſte, mit beſonderer Würdefeiern.
Damit ſoll der Feind von 1870 nicht im mindeſten verletzt
werden; (?7) aber er ſoll merken und empfinden, daß das
deutſche Volk auch heute noch von demſelben Geiſte der Vater
landsliebe, der Hingebung, der Opferbereitſchaft, der Vater
landstreue bis in den Tod erfüllt iſt“.

Der Sedan-Rummel ſoll alſo von neuem aufleben, und noch
vergrößert werden, damit nur ja die nationale Empfindlichkeit
der Beſiegten nicht zur Ruhe komme. Die Chauviniſten aller
Länder arbeiten mit den gleichen verwerflichen Mitteln, die
Völker gegeneinander zu hetzen.

Beamte und Sozialdemokratie.
Eine Hetze gegen Knnerts Jnformatoren!

Je näher die Reichstagswahlen rücken, um ſo krampfhafter
bemühen ſich die „ſtaatserhaltenden“ Blätter, den Beamten
nahezulegen, daß ſie unter keinen Umſtänden ſozialdemokratiſch
wählen dürfen. Das vertrage ſich mit ihrem „Treueid gegen-
über dem König“ nicht. Ein angeblicher Beamter behandelt
die Frage gleich in einem großen Artikel in der Deutſchen
Tageszeitung; er knüpft an die Erörterung über die politiſche
Geſinnungsfreiheit der Reſerveoffiziere an und will für die
Beamten dieſelbe Einſchränkung gelten laſſen, wie für die
Reſerveoffiziere. Nach einem langen Gejammer über die viel-
fach ſichtbaren Beziehungen, die Beamte zu Sozialdemokraten
unterhalten, und die zur Folge haben, daß ſozialdemokratiſchen
Vertretern im Reichstage und der ſozialdemokratiſchen Preſſe
vielfach amtliches Material und vertrauliche Dokumente zu-
gängig gemacht werden, labt ſich der brave „Beamte“ an dem
Worte jenes Breslauer Landgerichtsdirektors, der
einem ſozialdemokratiſchen Redakteur auf die Bemerkung, daß
ſchon höhere Staatsbeamte und Offiziere den Weg zur ſozial-
demokratiſchen Redaktion gefunden hätten, im feinſten gebildet-
ſten Tone antwortete: „Wenn das Leute tun, die dem Könige
den Eid der Treue geleiſtet haben, ſo ſind ſie in meinen Augen
ehrloſe Schweinehunde!“

Mit Bedauern muß der „Beamte“ allerdings konſtatieren,
daß das herrliche Richterwort nicht den erwarteten Erfolg ge
habt hat. Seitdem war es Vertretern der Sozialdemokraten
ſchon oft möglich, Jnformationen von Beamten zu erlangen.
Und tief bekümmert ob dieſer Tatſache, fragt der Artikel-
ſchreiber in dem agrariſchen Blatt:

Was ſoll nun aber mit einem ſolchen Manne geſchehen,
wer iſt verantwortlich für die Jntegrität, die Reinhaltung
der Standesehre der Beamtenſchaft? Moraliſch zweifellos
die Beamtenſchaft ſelbſt. Jhre Pflicht iſt es vornehmlich,
ihren Körper und Geiſt von ſolcher empörenden Be-
ſchmutzung wieder zu ſäubern. Jhr ſtehen hierzu bei
energiſcher unbefangener Verfolgung genügend Mittel und
Wege zu Gebote, den Verbrecher an ihrem Heiligtum
feſtzuſtellen und das unerhörte Vorkommnis zur gerechten
Sühne zu führen. Daneben iſt es aber auch die aufſichts
führende Behörde, die die ſchimpfliche Verfehlung
unbedingt mit aller Schärfe zu verfolgen hat. Ein Auf-
ſchieben wäre hier von größtem Uebel. Es würde die böſe
Tat fortzeugend nur noch weiteres Böſes gebären, es würde
des Uebels kein Ende ſein.

Haben wir denn nun aber bisher vernommen, daß in dem
von uns angeführten Falle Schritte zur Verfolgung des
Verbrechers getan werden. Uns iſt hierüber nichts bekannt
geworden; bei Lage der Dinge, bei der Anerkennung, welche
auch d'e Heffentlichkeit dem Beamtenſtande zu zollen wohl
verpflichret iſt, hat dieſe ein Anrecht, von der erfolgten
Sühne Kenntnis zu erhalten. Oder will man etwa von
einer Sühne lieber abſehen, die Sache lieber im Sande ſich
verlaufen laſſen und der allmählichen Vergeſſenheit preis
geben, um ja nicht in eine neue Fehde mit der gefürchteten
Sagzialdemokratie verſtrickt zu werden
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Der Denunziationsverſuch dieſes braven königstreuen Be-
amten richtet ſich gegen jene Leute, die dem Genoſſen Kunert
das Material über die Geheimfonds in der ſächſi-
ſchen Militärverwaltung lieferten und ihm Gelegen-
heit gaben, dieſe für das ſächſiſche Kriegsminiſterium recht
fatale Sache vor den Reichstag zu bringen. Man iſt in der
Deutſchen Tageszeitung die Denunziationen gewöhnt. Das
Blatt ſteht moraliſch ſo tief, daß es nicht leben kann, wenn
nicht täglich einige gehäſſige Denunziationen verübt werden.
Darüber alſo kein Wort weiter. Mehr Jntereſſe hat die kon-
fuſe Auffaſſung des Artikelſchreibers von dem ſogenannten
Treueid der Beamten. Daß der Eid dem König geleiſtet wird,
iſt ein Ueberbleibſel aus der Zeit des Abſolutismus, der Be
amte iſt aber Staatsbeamter, wird vom Staate bezahlt und hat
deshalb auch ein ſtaatsbürgerliches Recht, ſeine politiſche Ueber
zeugung zu betätigen wie er will.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 21. Auguſt 1911.

Das Vereinsrecht wird gedehnt!
Was die Sozialdemokratie prophezeite, iſt in geradezu klaſſi-

ſcher Weiſe eingetreten. Das Reichsvereinsgeſetz wird in jeder
Weiſe gedehnt und gedeutet, daß ſich ſeine angeblichen Erleich-

terungen in Erſchwerungen, ſeine angeblichen Freiheiten in
Feſſeln verwandelt haben. Kein Tag vergeht faſt, wo nicht von
neuen reaktionären Auslegungen und Verfügungen berichtet
werden müßte.

Vom preußiſchen Miniſter des Jnnern wird jetzt nach der
Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung in einem Erlaß darauf
hingewieſen, daß das Reichsgericht durch Urteil vom 28. April

1911 zur Frage der Auslegung des 813 des Reichs
vereinsgeſetzes Stellung genommen hat. Nach dieſem
Urteil iſt S 13 des genannten Geſetzes ſo aufzufaſſen, daß die
Polizei befugt iſt, Beauftragie in jede öffentliche Ver-
ſammlung zu entſenden. Demgemäß iſt auch S 14 des Geſetzes
(Auflöſungsrecht der Polizei in beſtimmten Fällen) auf
jede öffentliche Verſammlung anwendbar. Der
Miniſter hat die Polizeibehörde beauftragt, dies in Zukunft zu
beachten.

Was dieſer Erlaß bedeutet, wird erſt klar, wenn man die
ganze Praxis der preußiſchen Polizeitechnik kennt. Der Ring
polizeilicher Machtbefugnis iſt nun geſchloſſen und ſieht ſo

aus
1. Die Polizei iſt befugt, in jede öffentliche Verſammlung

„Ueberwachende“ zu ſenden (Urteil des Reichsgerichts).
2. Die Polizei iſt befugt, jede öffentliche Verſammlung au f-

zulöſen (Geſetzesbeſtimmung).
8. Was eine „öffentliche“ Verſammlung iſt, entſcheidet

nicht der Einberufer, nicht der Vorſtand, nicht die Organiſa-
tion, ſondern lediglich die Polizei (Erlaß des Miniſters
des Jnnern).

4. Nach Auflöſung der Verſammlung hat ſich jeder Beſucher
ſofort zu entfernen, ſelbſt wenn erſtens die Polizei kein
Recht hatte, in die Verſammlung zu kommen und zweitens die
Auflöſung noch zu Unrecht erfolgte. Wer ſich dem zwei-
fachen Unrecht nicht fügt, wird beſtraft. (Urteil des Reichs-
gerichts und Verfügung des Miniſters.

5. Selbſt völlig geſchloſſene Mitgliederverſamm-
lungen können nach Belieben der Polizei zu „öffentlichen“
geſtempelt werden (ſiehe Halle). Auf ſie ſind dann alle
Schikanen behördlicher Macht und Laune anwendbar.

6. Die Polizei iſt der alleinige Herr über alle vermeintlichen
Rechte der königlich preußiſchen Untertanen. Jhre Macht iſt
grenzenlos.

Der Militarismus zertrampelt die Ernte.
Die anhaltende Trockenheit dieſes Sommer wird eine fühl-

bare Futternot im Gefolge haben; ſie macht ſich übrigens ſchon
jert bemerkbar, und die Landwirte beginnen, ihr Vieh zu ver
aufen. Dazu kommt, daß in den letzten Wochen die Maul

und Klauenſeuche in beängſtigender Weiſe überhand ge
nommen hat. Aus dieſen Gründen war ſchon mehrfach ange
regt worden, die Manöber in dieſem Jahre ausfallen zu
laſſen. Daran ſcheint man aber in militäriſchen Kreiſen
keineswegs zu denken; dem Berliner Tageblatt wird aus
Bayern berichtet:

Der bayriſche Kriegsminiſter erklärte einem Landtags
abgeordneten, der ihn erſuchte, in Anbetracht der Ge-
fahren der Weiterverbreitung der Maul und Klauenſeuche
die Manöver in Bayern ausfallen zu laſſen, oder
doch wenigſtens einzuſchränken, daß ein Ausfallen der Ma-
növer „ganz unmöglich“ ſei der Miniſter wolle aber alles
tun, um die von der Seuche bedrohten Ortſchaften möglichſt
zu ſchonen.

Die Felder werden nicht nur von der Hitze ausgebrannt,
ſondern auch noch vom Militarismus zertrampelt!

Die Maul- und Klauenſeuche hat übrigens im Deutſchen
Reich in der Zeit vom 1. bis 15. Auguſt in ſteigendem Maße
um ſich gegriffen. Die Zahl der von der Maul und Klauen-
ſeuche betroffenen Gemeinden und Gehöfte iſt in dieſer Zeit
von 4808 auf 31 926 auf 5179 und 37 737 geſtiegen. Am ſtärk-
ſten von der Seuche betroffen ſind in Preußen die Regierungs-
begirke Schleswig, Breslau, Stade und Oppeln; in außerpreu-
ßiſchen Ländern die Regierungsbezirke Oldenburg, Schwaben
und Oberbayern. Dagegen iſt die Schweineſeuche in derſelben
Zeit etwas zurückgegangen. Während am 31. Juli 655 Ge-
meinden und 987 Gehöfte davon ergriffen waren, iſt am
15. Auguſt nur noch in 626 Gemeinden und 867 Gehöften
Schweineſeuche feſtgeſtellt worden.

Eiſenbahner-Drangſalierung.
Der Präſident der Eſſner Eiſenbahndirektion hat eine Ver-

fügung erlaſſen, die ſich gegen die Beſtrebungen der
Sozialdemokratie unter den Eiſenbahnern“
richtet. Das Mikbringen von Flugblättern zur Dienſt- oder
Arbeitsſtelle ſowie überhaupt jede Betätigung im Jntereſſe der
ſozialdemokratiſchen Partei werden mit Entfernung aus dem
Amte oder Kündigung des Dienſtverhältniſſes beſtraft. Ferner
iſt angeordnet, daß alle Bedienſteten, Beamten und Arbeiter
durch Namensunterſchrift die Kenntnisnahme von dieſer Ver-
ordnung zu beſcheinigen haben.

Mit der Betätigung „im Jntereſſe der ſozialdemokratiſchen
Partei“ iſt natürlich nicht nur die politiſche Betätigung ge-
meint, ſondern damit will die Direktion vor allem jede freie
Betätigung des Koalitionsrechts treffen. Die
Eiſenbahnſklaven ſollen mit allen Mitteln verhindert werden,
ſich zu organiſieren; jede Möglichkeit, ihre wirtſchaftliche Lage
innerhalb der ſtaatlichen „Muſterbetriebe“ zu verbeſſern, ſoll
ihnen durch derartige drakoniſche Beſtimmungen unterbunden
werden.

Sogar den liberalen Zeitungen wird dieſe Bevormundung
zu dumm. Das Berliner Tageblatt ſagt, die Eiſenbahn
behörde entwickelt ſich immer mehr in eine Organiſation
zur Bekämpfung der Sozialdemokratie. Sobald
dies zur „Hauptaufgabe“ werde, bleibe für die Verbeſſerung
des Verkehrs keine Zeit und Kraft mehr übrig.

Die Eiſenbahner werden ſicherlich durch die „Farbe“ ihres
Wahlzettels ihren Proteſt bei den kommenden Reichstags
wahlen kund machen.

Und Rooſevelt ſprach
Aus Neuyork wird uns geſchrieben:
Mit der kürzlichen ſenſationellen Vernehmung des Ex-Präſi-

denten Rooſevelt und diverſer Stahlmagnaten vor dem mit
der Stahltruſtunterſuchung beſchäftigten Kommiſſion des
Bundesparlaments in Waſhington iſt nun genügende Klar-
heit geſchaffen, ſowohl über das freche Spiel, das die amerika-
niſche Plutokratie im Kriſenjahre 1907 mit der Republik ge-
trieben hat, als auch über die Waſchlappigkeit des „rauhen
Reiters“ von dazumal. Rooſevelt ſelber wiederholte im

Grunde nur, was man über ſeine paſſiven Helfersdienſte, dem
Stahltruſt bei der geſetzwidrigen Verſchlingung der Tenneſſee
Coal and Jron Comp. geleiſtet, längſt wußte. Nach der Les
art der Stahlbarone, von der Rooſevelt ſich auch jetzt noch
ſtellt, als ob er ſie glaube, haben ſie jene „Transaktion“, die
ihnen erſt das Monopol auf dem amerikaniſchen Eiſen- und
Stahlmarkt ſchaffte, nur aus purer Menſchenfreundlichkeit
unternommen, nämlich um die eingeriſſene Finanzpanik zu
„ſtoppen“. An einem jener kritiſchen Herbſttage erſchienen
plötzlich Gary und Frick als bevollmächtigte Geſandte des
Stahltruſts im Weißen Hauſe. Sie erklärten Rooſevelt wie
dieſer mit zweifelhafter Naivität in ſeinem berühmten, jetzt
wörtlich vorgelegten Bericht an den Juſtizminiſter Bonaparte
meldet „daß da eine gewiſſe Firma (welche, wurde mir
nicht geſagt, ſie iſt aber von großer Wichtigkeit innerhalb der
Neuyorker Geſchäftswel]t) noch im Laufe der Woche unzweifel-
haft in Konkurs geraten müſſe, wenn nicht helfend eingegriffen
würde. Die Aktivbeſtände ſind meiſt Securitäten der Tenneſſee
Coal. Comp., und an die Stahlkorporation iſt nun das drin-
gende Erſuchen gerichtet worden, dieſe Papiere zu erwerben
und damit die genannte Compagnie vor dem Bankerott zu
retten. Richter Gary und Herr Frick verſtändigten mich, daß
ihnen vom geſchäftlichen Standpunkte aus gar nichts an der
Erwerbung liege zumal daraus die Beſchuldigung ab-
geleitet werden würde, daß es ihnen um die Beſeitigung der
Konkurrenz und die Aufrichtung eines Monopols zu tun ge
weſen ſei; daß ſie aber auf den Handel eingehen wollten, weil
alle Sachkenner in Neuyork darin übereinſtimmen, daß dieſer
ein wichtiger Faktor für die Abwendung einer ruinöſen Panik
ſein würde Gleichwohl verſicherten ſie, die Finger davon
laſſen zu wollen, wenn ich den Handel für unerlaubt hielte.
Jch erwiderte, daß ich ihnen natürlich nicht raten könne, in der
beabſichtigten Weiſe vorzugehen, daß ich mich aber amtlich
nicht veranlaßt ſehen würde, Einwendungen zu machen.“ Dieſe
Jmmunitätserklärung Rooſevelts war natürlich alles, was die
Emiſſäre Morgans wünſchten, um troß Anti-Monopolgeſetzes
die monopoliſtiſche Transaktion ins Werk zu ſetzen. Rooſevelt,
der Truſt-Zerſchmetterer (Truſt-buſter), hatte der unverſchäm-
ten Drohung mit der wirtſchaſtlichen Panik, die ihm ſeine poli-
tiſche Karriere verdorben hätte, nachgegeben Denn ſelbſt
redend wußte Teddy ſchon damals, daß es ſich bei der ganzen
Kriſe nur um eine berechnete Mache des Großkapitals han-
delte, das die in eine läſtige Mittelſtandsdemagogie verrannte
Regierung klein kriegen wollte. Zu allem Ueberfluß bezeugte
jetzt vor derſelben Parlamentskommiſſion der angeblich von
den Stahltruſtengeln gerettete Finanzier, Grant B. Schley,
daß an dem ganzen Rettungsepos kein wahres Wort ſei, da er
ſich überhaupt niemals in Gefahr des Konkurſes befunden
habe, und insbeſondere weiſt er die Darſtellung, als ob er den
Stahltruſt, wie in dem Rooſevelt-Briefe wiederholt wird, um
Hilfe angegangen habe, als Lüge zurück. Uebrigens ſtellt ſich
jetzt vor der Parlamentskommiſſion heraus, daß die Werke der
Tenneſſee Coal Comp., die der Stahltruſt philantropiſcher
Weiſe für einen Pappenſtiel an ſich zu bringen wußte, tat-
ſächlich wertvoller waren, als die alten Werke des Truſts
ſelber Die Unterſuchung der Stahltruſtaffären hätte von
Nutzen ſein können, wäre ſie nur vier Jahre früher gekommen
und hätte ſie im Weißen Hauſe einen ernſten Mann vorge-
funden, der ſich getraute, der Aufdeckung jener verbrecheriſchen
Machinationen des Großkapitals das Strafgericht folgen zu
laſſen.

Deutſches Reich.
Deutſch-ruſſiſches Abkommen über Perſien. Die Nord

deutſche Agemeine Zeitung veröffentlicht ein ſoeben unter-
zeichnetes deutſcheruſſiſches Abkommen, das eine
Abgrenzung der deutſchen und ruſſiſchen Jntereſſenſphären in
Perſien zum Zweck hat. Das Abkommen wird offiziös als
die Frucht der letzten Kaiſerbegegnung in Potsdam bezeichnet;
dort ſeien, wie auch Bethmann Hollweg im Reichstag bereits
angeführt habe, gewiſſe Spannungen beſeitigt und Verſtändi-
gung über die perſiſche Frage herbeigeführt worden. Das Ab-
kommen beſagt, daß der Handel aller Nationen in Perſien
gleichberechtigt iſt, daß Rußland in dieſem Lande aber be-
ſondere Jntereſſen beſitzt, während Deutſchland
dort nur Handelsziele verfolgt. Deshalb hat man ſich über die
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Einer der Handwerker, ein noch blutjunger, unterſetzter
Burſche, der dicht vor Nataſcha dahinſchritt, ſchob ſich die Mütze
von einem aufs andere Ohr, geſtikulierte ununterbrochen und
machte ſeiner Erregung durch ein lautes Selbſtgeſpräch Luft.

„Das macht alles der Schnaps, der verfluchte Schnaps,“
brummte er zähneknirſchend. „Wenn ich Miniſter wäre,
alle Brennereien und Kneipen würde ich ſchließen laſſen, und
nicht noch erſt ein Monopol einführen. Matuſchka Roſſija
(Mütterchen Rußland) wird jetzt das Monopol haben, ganz
allein mit Wodki zu handeln, und wir dummes Volk ſollen uns
arm und unglücklich ſaufen! Die einen ſollen ſich zu Tode
ſaufen, damit die anderen ſich die Taſchen voll ſtopfen können.
Eine ganz verdrehte Welt das! Und warum ſaufe ich? Der
Teufel mag das wiſſen. Nun, geſetzt, daß man ſich auch einmal
einen Rauſch anlegt große Geſchichte das! wenn nur der
Schnaps nicht ſo verflucht teuer wäre. Und mal muß man ſich
doch auch kräftigen, wenn man ſich bei der Arbeit halb zu Tode
quälen muß. Hätte ich aber früher gewußt, was bei dem ver-
fluchten Saufen herauskommt, nie im Leben hätte ich zu
trinken angefangen, denn ich bin ein armer, ſchwacher Menſch,
und wir armen Leute haben nichts als das Gaſthaus und das
„Halbe Fläſchchen“! (Ein Vierzigſtel Wedro enthaltend, das
gangbarſte Verkaufsmaß im Schnapshandel, zirka 0,6 Liter.
Was helfen mir meine goldenen Hände? (Landläufiger Aus-
druck). Was verdient wird, wird verſoffen! Eltern, Ge-
ſchwiſter, Frau und Kinder ſitzen hungrig im Dorf und heulen
nach Brot, aber was verdient wird, wird verſoffen. Das
Leben iſt ſchon ſo ſchwer genug, aber was verdient wird,
wird verſoffen! Der Teufel hole das Saufen, den Schnaps
und alle, die ihn brennen. Für dieſes Brennen ſollten ſie in
der Hölle brennen! Aber ich bin ein rechtgläubiger Chriſt und
werde nach Nachabino gehen, den Trunk abſchwören und auf
alles Geweſene ein Kreuz machen. Die Popen ſind zwar alle
ſamt und ſonders nicht viel wert, aber Vater Sſergius tut viel
Gutes, er ſoll ſogar ein Wundertäter ſein und die Rechtgläubi-
gen vom Branntwein erlöſen!“

„Dummkopf,“ ließ ſich die Stimme eines Vagabunden ver-
nehmen, der ſich die irgendwo gekaperte, rot umkantete, ver-
blichene, durchlöcherte, jedoch mit einer Kokarde gezierte Mütze
eines Beamten gewichtig aufs linke Ohr geſtülpt hatte. „Wo
würde Rußland, unſer Mütterchen Rußland bleiben, wenn es
keinen Schnaps gäbe? Weißt du auch, was das heißt: Akziſe?

Nein, denn du biſt ein Eſel und weißt nicht einmal, daß die
Akziſe uns mehr als dreihundert Millionen Rubel einbringt.
Wovon ſollte unſere ruhmreiche Armee leben, wovon ſollte der
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kaufen, wenn wir nicht als gute Patrioten ſo viel Wodki trinken
würden, damit die Rechnung auch ſtimmt. Und wenn einmal
Feinde uns bedrohen ſollten, der Deutſche zum Beiſpiel, der
den Affen erfunden hat, oder der verfluchte Oeſterreicher, der
uns überall entgegenarbeitet, oder der ſchlaue Engländer, dem
wir früher oder ſpäter Jndien abnehmen werden, nun, ſo wer-
den wir ihnen mit unſeren Schnapsflaſchen die Schädel ein-
ſchlagen, ha, ha, ha, ha! Aber davon verſtehſt du nichts, denn
du weißt nicht einmal, was Akziſe iſt! Akziſe, das iſt mehr als
tauſend Prozent Branntweinſteuer haſt du verſtanden, du
Eſel? mehr als tauſend Prozent! Jch war früher einmalAkziſebeamter, deshalb weiß i das ganz genau. Mir hat
aber das Schnapsſaufen keinen Heller gekoſtet; denn wenn ich
zu den Schankwirten kam, um zu kontrollieren, ſo zitterten ſie,
da ich ihnen allerhand Schikanen I konnte. Jch war auch
mal Offizier geweſen, weshalb ich es nicht mehr bin, geht
niemand was an! und da bekam ich die Stelle als Beamter.
Hol der Teufel, war das aber ein ſchönes Leben. Wenn ich zu
ſo einem Gaſtwirt kam: Stillgeſtanden! Und dann gab's zum
Saufen und Freſſen, wovon du nicht mal im Traum eine
Ahnung haſt. Als ich aber ein Säufer geworden war, als das
„weiße Fieber“ (Delirium tremens.) mich packte, da nun
was iſt dabei zu machen? da wurde ich ſchließlich 'rausge-
ſchmiſſen. Aber ich bekomme Penſion für die Dienſte, die ich
dem Staate geleiſtet habe, und daß man mich geſtern arretierte,
das war bloß ein Jrrtum. Dafür wird noch der verfluchte
Schutzmann, dafür wird auch der Priſtaw büßen, ſo wahr ich
ein treuer Diener des weißen Zaren bin!“

„Den Teufel auch, was kümmert mich das alles?“ zeterte der
andere grollend. „Jch pfeife auf deine ganze Akziſe, und wenn
du und ganz Rußland dabei Bankrott machen müßt. Jch gehe
nach Nachabino und würde dir raten mitzukommen!l“

„Nachabino, Nachabino, was iſt denn dein Nachabino?“
ſpottete der ehemalige Beamte. „Eſel und Dummköpfe er-
zählen und glauben alles. Aber ich warne dich vor dem Popen
von Nachabino: Das iſt ein Wolf im Schafspelz. Auch auf die
Popen iſt kein Verlaß mehr. Namentlich unter den jungen, da
gibt es ganz gefährliche Subjekte. Daran ſind die verdammten
Semingre ſchuld. Dort leſen ſie verbotene Schriften, nament-
lich von dem Erzſünder Tolſtoi. Solch einer iſt wohl auch der
Pope von Nachabino. Ganz aus der Art ſoll er geſchlagen
ſein, und es wundert mich nur, daß Pobjedonoſzew nicht längſt
befohlen hat, ihn kalt zu ſtellen. Jns Popengefängnis nach
Sſusdal ſollte man ihn transportieren, weil er das Volk ver-
führt, weil er gegen Zar und Vaterland iſt!“
„Was iſt denn das für ein Nachabino? Jch habe mal davon
ſo nebenbei gehört, aber nichts Genaueres,“ miſchte ſich ein
geſunder, kräftiger Burſche, ſeines Gewerbes ein Schmied,
ins Geſpräch. „Jch bin aus Jaroslaw, habe keine Arbeit fin-
den können, meine Stiefel verſoffen und einen Schutzmann ver-
prügelt, weil er mich zuerſt geſchlagen und ich nicht von Stroh
bin. Was das mit dieſem Nachabino eigentlich iſt, möcht' ich
aber gern wiſſen. Davon habe ich noch zu wenig gehört l“„Weil das keine Beere von deiner Lewe iſt,“ warf ein aktes,

verkümmertes Mütterchen ein. „Mein Gott, da hab' ich ſo ein
bißchen Brot geſtohlen, weil meine Enkelchen nichts zu eſſen
haben, und nun werden ſie mich dafür ins Loch ſtecken. Ja,
wenn ſo ein Miniſter Millionen ſtiehlt, dem paſſiert rein
gar nichts. Kopfabſchneider (typiſcher Ausdruck) ſind ſie alle,
nichts als Kopfabſchneider. Mein Gott, was habe ich in meinem
Leben ſchon alles anſehen müſſen. Sünde, ſo'n bißchen Brot!
Sünde, wenn die armen Kinderchen vor Hunger jammern
und die Mutter Wäſche waſchen muß, damit wir nicht alle
ſterben. Aber von Nachabino habe ich gehört. Man ſagt,
Vater Sſergius ſoll den Teufel, der im Schnapſe ſitzt, be
ſprechen und austreiben. Das erzählte mir die Nachvarin, die
hat's von ihrer Gevatterin (Die Worte der Gevatterin baben
im Volksmunde großes Gewicht.) mit eigenen Ohren gehört,
da wird's ſchon wahr ſein!“
Ein Schreiber, der unlängſt ſeine Stelle verloren hatte, weil
ihm vom Trunk die Hände derartig zitterten, daß er keine
Feder mehr führen konnte, miſchte ſich auch in das Geſpräch.

„Schwatz keinen Unſinn, Alte,“ brummte er unwirſch. „Teufel
beſprechen, Wunder, und all ſolche Verrücktheiten! Weißt du
denn nicht, daß wir des Leſens und Schreibens kundig ſind und
all die Märchen nicht mehr glauben? Wir ſind gebildete
Leute, und mit deinem Popen, dem Wundertäter, kannſt du
dich verheiraten, wenn's dir Spaß macht. Vielleicht macht er
dir noch ein Kind: das wäre in der Tat ein Wunder, alte
Närrin!“„Gottesläſterer, Gottesläſterer,“ keift die Alte erboſt. „Nein,
iſt das heute eine Welt geworden. Nun ſtraft Gott uns alle
für ſolche gottloſen Reden. Deine Zunge möge dir im Halſe
vertrocknen dafür, daß du ungebührlich von Vater Sſergius
ſprichſtl

„Hört auf, Unſinn zu ſchwatzen, wenn man über ernſte Dinge
redet,“ nahm der kleine Fabrikarbeiter wieder das Wort. „Jch
weiß, was ich weiß, und laſſe mir von niemand einreden, daß
der Himmel ein Galgen iſt. Jch gehe nach Nachabino, und
will jemand mitkommen, ſo ſoll mir's recht ſein.“
Der Schmied war nachdenklich geworden, begann etwas vor

ſich hin zu pfeifen, drehte ſich aus Zeitungspapier ein Dütchen,
in welches er etwas „Machorka“-Tabak ſchüttete, und ſagte,
indem er dieſe „Zygarka“ anrauchte, mit Nachdruck:
„„Weißt du was Bruder, ich komme mit, wenn man mich frei

läßt. Allein kommt man doch nicht dazu. Erzähle mir mal
Genaueres!“

Während die beiden nun alles Nähere in betceff der zu
morgen projektierten Fahrt beſprachen und Nataſcha dem Ge-
ſpräche mit geſpannter Aufmerkſamkeit gelauſcht hatte, war
die Zentrale die „Tſchaſtj“ erreicht worden.

„Nach Nachabino,“ flüſterte ſie vor ſich hin, „nach Nachabino,
Hott hat vielleicht auch mich noch nicht verlaſſen!“ Mit dieſen
Worten und mit dem Entſchluß an dieſer Fahrt teilzunehmen,
ſtieg ſie die breiten Steinſtufen empor, die in das mit einem
„Kalantſcha“ (Feuerwachtturm) verſehene, mächtige Gebäude

(Fortſetzung folgt.
führten.



weiteren Bahnbauten und über die Bagdadbahn im einzelnen
verſtändigt.

Zoll und Steuereinnahmen des Reiches. Nach einer voll
ſtändigen Zuſammenſtellung der Zoll und Steuereinnahmen
des Reiches in den erſten vier Monaten des laufenden Etats-
jahres (April bis Juli) haben erbracht: die Zölle 264,1 Mil
lionen Mark, die Tabakſteuer 3,4 Millionen, die Zigaretten-
ſteuer 9,4 Millionen, die Zuckerſteuer 58,4 Millionen, die Salz-
ſteuer 18,2 Millionen, die Branntweinverbrauchsabgabe 65,8
Millionen, die Eſſigſäureverbrauchsabgabe 0,2 Millionen, die
Schaumweinſteuer 3,5 Millionen, die Leuchtmittelſteuer 3,3
Millionen, die Zündwarenſteuer 6 Millionen, die Brauſteuer
38,1 Millionen, der Spielkartenſtempel 0,7 Millionen, die
Wechſelſtempelſteuer 6,2 Millionen, die Börſenſteuer 31,3 Mil
lionen, die Loſeſteuer 12,1 Millionen, der Frachturkunden-
ſtempel 5,4 Millionen, die PerſonenFahrkartenſteuer 6,7 Mil-
lionen, die Kraftfahrzeugſteuer 1,6 Millionen, die Tantiemen
ſteuer 2,7 Millionen, der Scheckſtempel 1 Million, die Grund-
ſtücksübertragungsſteuer 13,4 Millionen, die Erbſchaftsſteuer
12,3 Millionen und die ſtatiſtiſche Gebühr 0,6 Millionen Mark.

China.
Revolutionäre Kämpfe. Aus Kanton wird gemeldet:

Mehrere Revolutionäre verſuchten dort angeblich ein Bomben
attentat gegen Li Chung, wobei aber die Attentäter getötet
wurden. Das Attentat iſt deshalb geſchehen, weil Admiral Li
Chung die Revolutionäre blutgierig unterdrückt, wobei an 100
Revolutionäre ums Leben gekommen ſind. Jn den Taſchen
der Getöteten fand man revolutionäre Schriften und einen
Aufruf, welcher gerichtet war 1. an das chineſiſche Volk; 2. an
die fremden Mächte; 3. an die chineſiſche Armee. Daraus geht
hervor, ſo heißt es in der Meldung, daß die Revolutionäre
unter allen Umſtänden die Mandſchu- Dynaſtie vertreiben und
aus China eine Republik machen wollen. (Entſetzlichl) Jm
übrigen wollen ſie möglichſt raſch allerlei Re formen in China
einführen und bitten ferner die fremden Mächte, ihr Vor-
haben zu unterſtützen. Sie ſehen für den Fall, daß dieſe ſich
ablehnend verhalten, dieſe als ihre Feinde an.

Gewerkschaftliches.
Maßregelung von techniſchen Angeſtellten.

Jn jüngſter Zeit mehren ſich die Fälle, in denen über Kon
flikte zwiſchen Unternehmern und Angeſtellten berichtet wer-
den muß. Dabei kommen viele Unternehmer immer noch nicht
zu der Einſicht, daß die Differenzen leichter aus der Welt ge
ſchafft werden, wenn ſtatt ſchroffer Ablehnung der Forde-
rungen eine Verſtändigung durch Verhandlungen angeſtrebt
wird. Ein beſonders unerfreuliches Beiſpiel dieſer Art hat
vor kurzem die Maſchinenfabrik von Teichert u. Sohn in
Liegni tz gegeben. Die techniſchen Angeſtellten dieſer Firma
hatten eine Eingabe verfaßt, in der ſie um Verkürzung der
bisherigen 91eſtündigen Arbeitszeit auf acht Stunden,
Regelung der Urlaubsverhältniſſe und Gehaltszahlung am
Monatsſchluß baten. Die Antwort war, daß ihnen ſämtlich
die Kündigung zugeſtellt wurde. Das gleiche gilt auch
für das Vorgehen der Motorwerke Deſſau m. b. H.
Die dortige Geſchäftsleitung wollte durch eine einſeitige Ver
fügung die bisherige achtſtündige Arbeitszeit auf 814 Stunden
verlängern und ſich außerdem noch die Möglichkeit ſichern,
Ueberſtunden in beliebiger Zahl von ihren Angeſtellten zu for-
dern. Als die techniſchen Angeſtellten der Firma ſich damit
nicht ohne weiteres einverſtanden erklärten, wurden ſie ohne

Einhaltung einer Kündigungsfriſt entlaſſen.
Jn beiden Fällen haben ſich die Angeſtellten an ihre Organi-
ſation, den Bund der techniſch induſtriellen Beamten gewandt,
der nun ſeinerſeits in eine Abwehraktion eingetreten iſt.

Franzöſiſche Gewerkſchaftskongreſſe.
V. P. K. Paris, 17. Auguſt.

Zahlreich ſind die franzöſiſchen Gewerkſchaften, die in dieſen
Tagen ihre Kongreſſe abhalten. Schon aus Raummangel
können wir über dieſe Kongreſſe nicht im einzelnen berichten.
Wir wollen nur herausſchälen, was zum Verſtändnis der Ent-
wicklung der franzöſiſchen Gewerkſchaften dienen kann.

Zunächſt fällt auf, daß überall die Fragen des inneren
Ausbaus der Organiſation und deren finanzielle
Stärkung in den Vordergrund treten. Ueberall wird die
Erhöhung der Beiträge diskfutiert, wird erwogen, wie die
Organiſation, die Zentrg lorganiſation, widerſtands- und
leiſtungsfähiger gemacht werden kann. So haben die Metall
arbeiter den monatlichen Beitrag an die Zentralkaſſe von 3
auf 45 Cent. erhöht, die Textilarbeiter von 10 auf 25 Cent., mit
dem Zuſatz, daß der Mitgliedsbeitrag in den örtlichen Organi-
ſationen nicht unter 1 Frank pro Monat betragen dürfe. Auch
die Eiſenbahner haben ihren Beitrag von 1 Frank auf
1 Frank 50 erhöht. Bemerkenswert iſt, daß der Sekretär des
Textilarbeiterverbandes, Genoſſe Renard, in ſeinen Aus-
führungen die deutſchen und engliſchen Gewerkſchaften als
Muſter pries. Auch ſonſt wird ſeit dem Beſuch der franzö
ſiſchen GewerkſchaftDelegation viel auf die Einrichtungen
der deutſchen Gewerkſchaften hingewieſen.

Dagegen treter die utopiſtiſchen Generalſtreiksprojekte ganz
in den Hintergrund, womit freilich nicht geſagt ſein ſoll, daß
die Syndikaliſten theoretiſch ihren Standpunkt geändert hätten.
Durch die harten Notwendigkeiten des Kampfes ſind ſie jedoch
gezwungen, der geſchwollenen Phraſe die nötige materielle
Unterlage zu geben. Bei den Eiſenbahnern, die infolge des
letzten Streiks die Hälfte der Mitglieder eingebüßt haben, mit
über 43 000 Mitglieder aber immerhin den Kern ihrer Truppen
zuſammengehalten haben, hat der „reformiſtiſche“ Flügel wieder
die größte Mehrheit.

Bemerkenswert iſt noch der Kongreß der Lehrervereine,
der ſich mit der Gewerkſchaftsbewegung ſolidariſch erklärte und
nur ſolche Mitglieder in den Vorſtand wählte, die ſich auf ein
gewerkſchaftliches Programm feſtlegten.

Ein deutſches Gewerkſchaftsblatt in Frankreich.
Paris, 17. Auguſt. Die Konföderation der franzöſiſchen

Gewerkſchaften hat endlich einen langgehegten Wunſch der
deutſchſprechenden Arbeiter in Frankreich erfüllt und die
Herausgabe eines Gewerkſchaftsorgans in
deutſcher Sprache beſchloſſen. Das Blatt erſcheint unter
dem Titet Der Syndkfkaliſt alle Monate. Die erſte Nummer
iſt in dieſem Monat erſchienen. Eigentlich iſt es die vierte
Nummer. Vorher iſt von einer „ſyndikaliſtiſchen Propaganda-
kommiſſion“, die ſich aus einigen mehr oder weniger deutſch
ſprechenden Anarchiſten zuſammenſetzt, mit Hilfe der Leiter
der Konföderation der Verſuch unternommen worden, den etwa
350 gewerkſchaftlich organiſierten Genoſſen, die dem deutſchen
Gewerkſchaftskartell von Paris angeſchloſſen ſind, ihren
anarchiſtiſchen Unſinn aufzudrängen. Der Verſuch mißlang
jedoch, weil die Leſer ausblieben. Jetzt ſind in die Redaktions-
kommiſſion zwei Mitglieder des Kartells einbezogen worden.
Die Koſten tragen die intereſſierten Verbände. Es iſt alſo ein
ernſthafter
arbeitenden

Anfang gemacht, um die Maſſen der in Paris
deutſchen Arbeiter zu organiſieren.

Kreistag des Wuhlkreiſes Delitzſch Bitterfeld.

Delitz ſch, 20. Auguſt 1911.
Jm Saale des Gaſthofes zum Lindenhof fand heute die

diesjährige Generalverſammlung des Wahlkreiſes Delitzſch
Bitterfeld ſtatt. Außer der Kreisleitung ſind Delegierte an-
weſend aus allen Parteiorten des Kreiſes, die Redaktion des
Volksblatts und der Leipziger Volkszeitung. Nach einer kurzen
Begrüßung durch den Vorſitzenden Genoſſen Burckhardt
tritt der Kreistag ſogleich in die Beratung der reichhaltigen
Tagesordnung ein. Zu dem im Volksblatt bereits abgedruck-
ten Bericht gibt der Vorſitzende noch einige Erläuterungen,
wobei er beſonders auf die bedeutenden Fortſchritte des ab-
gelaufenen Geſchäftsjahres hinwies. Er bemängelte dabei
aber auch das Stagnieren der Parteibewegung in Gräfen-
hainichen und drückt die Hoffnung aus, daß im kommenden
Kampfjahre eine Beſſerung eintreten werde. Die Jugend-
bewegung hat ganz gute Fortſchritte gemacht. Die Partei-
preſſe wird im Kreiſe in 3300 Exemplaren geleſen, worunter
ſich 800 Leipziger Volkszeitungen und 50 Deſſauer Volksblätter
befinden. Jmmerhin müßte noch energiſcher für die Aus-
breitung der Parteipreſſe geſorgt werden.

Der Kreiskaſſierer, der zum Kaſſenbericht ſpricht,
hebt hervor, daß ſich die Kaſſenverhältniſſe außerordentlich ge-
beſſert haben, ſo daß die Kaſſe mit einem Beſtand von 4765,15
Mark abſchließt.

Jn der Diskuſſion wurde von Delegierten das Bedauern
darüber ausgeſprochen, daß in Gräfenhainichen die Bauarbeiter
nicht für, ſondern teilweiſe ſogar gegen die Sozialdemo-
kraten arbeiten. Auch die Buchdrucker ließen es an der nötigen
Unterſtützung fehlen. Weiter wurde der heftige Lokalkampf
in Greppin, der der Bewegung Schwierigkeiten macht, geſchil-
dert. Ueber einen BVildungskurſus, der in Bitterfeld abgehalten
worden iſt, wurde berichtet, daß er recht günſtige Erfolge ge-
bracht habe. Der Verſuch könne als gelungen betrachtet wer
den. Genoſſe Raute forderte die Delegierten auf, die Ge
werkſchaften mehr zur Mitarbeit an der Gewinnung neuer
Parteimitglieder heranzuziehen. Damit ſchloß die Diskuſſion.

Auf Antrag der Reviſoren wird dem Kaſſierer Entlaſtung
erteilt. Der Vorſitzende Genoſſe Burckhardt und der
Kaſſierer Genoſſe Klingner wurden einſtimmig wieder-
gewählt.

Genoſſe Menzel- Bitterfeld erſtattete den Bericht über den
Stand der Preſſe im Kreiſe. Die Sitzungen der Preßfom-
miſſion verliefen ſo berichtete er ſeitdem die neue
Redaktion am Ruder iſt, ſehr ruhig und ſachlich. Die Strafen,
die das Volksblatt erlitten habe, zeigen, wie wir noch for?-
geſetzt unter dem ſchönſten Sozialiſtengeſetz leiden, das beißt,
es trifft nur die Führer und die Maſſen merken es nicht ſo
ſehr. Die Erhöhung des Abonnementspreiſcs ſür das Volkls-
blatt ſei vorläufig abgelehnt; aber es müſſe daſür geſorgt
werden, daß die Abonnementsgelder beſſer eingehen. Nur ſo
könne die finanzielle Stärke des Blattes aufrechterhalten wer-
den. Die Zeitung ſei die ſchärfſte Waffe, das beſte Auftlä-
rungsmittel auch für die Frauen. Wenn man bei der Reichs-
tagswahl Erfolge haben wolle, müſſe man deshalb im Kreiſe
weit mehr für das Halleſche Volksblatt tun und viel kräftiger
als bisher agitieren, beſonders in der Stadt Eilenburg. An
den Bericht ſchloß ſich eine längere Diskuſſion.

Genoſſe Plath erklärt auf eine Beſchwerde über die zu ge-
ringe Abonnentenzahl in Eilenburg, daß dem nur abgeholfen
werden könne, wenn das Blatt früher von Halle nach Eilen-
burg expediert wird. Gegenwärtig wird das Volksblatt immer
einen Tag zu ſpät ausgetragen. Andere Genoſſen beſtätigten
dieſe Angaben. Sie erklärten aber, daß trotzdem die Agitation
kräftiger am Orte betrieben werden ſolle.

Genoſſe Krauſe-Güntheritz wünſchte, daß dieſen Be
ſchwerden endlich dadurch ein Ende gemacht wird, daß in den
Grenzorten nicht für das Halleſche Blatt ſondern für die
Leipziger Volkszeitung agitiert werde. Die Genoſſen Plate
und Graupe traten dieſem Wunſch entgegen und forderten,
daß jeder Genoſſe das Halleſche Volksblatt leſe, da es über
preußiſche und Wahlkreisangelegenheiten ausführlich berichte.

Genoſſe Raute erklärte ebenfalls, daß trotz der Schwierig-
keiten die Agitation nur für das Halleſche Volksblatt betrieben
werden dürfe. Denn der Kreis gehöre politiſch zu Halle, wo
die Bezirksleitung und Agitationskommiſſion ihren Sitz haben.

Jn der weiteren Diskuſſion wurde noch von einer Reihe
Delegierter auf die zu ſpäte Expedition des Halleſchen Volks-
blattes hingewieſen. Genoſſe Koenen-Halle erklärte, daß alles
verſucht werden ſolle, die berechtigten Wünſche auf rechtzeitige
Zuſtellung zu befriedigen. Uebereinſtimmend mit Genoſſen
Müller-Leipzig forderte er dann die Genoſſen auf, für eine
raſchere und regelmäßigere Berichterſtattung aus dem Kreis
Sorge zu tragen. Ueber allgemein intereſſierende Ereigniſſe
müßten die Berichterſtatter oder Organiſationsleiter ſtets ſo-
fort auf einer Poſtkarte an die Redaktion berichten. Durch
ſolche kurze ſchleunige Berichterſtattung werde das Anſehen
des Blattes ſehr gehoben.

Nachdem noch einige weitere Redner über die zu ſpäte
Zuſtellung geſprochen hatten, fand die Debatte init einer ker-
nigen Aufforderung des Genoſſen Menzel, im Hinblick auf die
bevorſtehende Reichstagswahl in eine intenfive Agitation für
das Volksblatt einzutreten, ihren Schluß.

Genoſſe Raute-Eilenburg, der Kandidat des Wahlkreiſes,
hielt nun ein inſtruktives Referat über die bevor-
ſtehenden Reichstagswahlen. Jn Anbetracht der
Siegeszuverſicht, die unſere Genoſſen erfaßt habe, hielt er es
für dringend nötig, die Macht der Gegner einmal zu prüfen.
Er beleuchtete zunächſt die Arbeit des Reichsverbandes der
Millionen von Flugblättern und Tauſende von ausgebildeten
Rednern auf die Wähler fortgeſetzt los läßt. Jn dauernder
Arbeit wird Material nicht nur gegen die Partei ſondern auch
zur Verunglimpfung der leitenden Perſonen der Arbeiter-
bewegung geſammelt. Als ein Gegner ſei auch der Hanſa-
bund zu betrachten. Er habe die Unterſtützung der Sozial-
demokratie rundweg abgelehnt; dabei iſt aber der Kawpf gegen
die Agrardemagogie, den der Hanſabund angeblich führt, gar
nicht anders zu führen als an der Seite der Sozialdemokratie.
Will er die Sozialdemokratie in keinem Falle unterſtützen, ſo
iſt er von ihr als Feind zu behandeln wie alle bürgerlichen
Parteien. Aber dieſe Gegner hätten bei aller Macht, die ſie
entwickelten, gleichzeitig auch die Mittel zu ihrer Bekämpfung
ſelbſt geliefert. So ſei die Reichsfinanzreform, die Reichs-
verſicherungsordnung und die Schuldenwirtſchaft des Reiches
gutes Agitationsmaterial. Die Ausſperrungen, die uns zeigen,
wie Arbeiter als Menſchen zweiter Klaſſe behandelt werden,
müßten ebenſo wie die Teuerungsverhältniſſe gehörig aus-
genutzt werden. Redner ging nun auf die Parteiverhältniſſe
im Kreiſe ein. Er geißelte die arbeiterfeindlichen Erklärungen
des ſchweigſamen Abg. Bauermann und beleuchtete die Kampf-
methoden des freiſinnigen Kandidaten, des Rektors Tſchanter,
der zwar radikal rede, aber deſſen Partei dabei in der
Praxis immer reaktionärer werde. Redner forderte deshalb,
daß man nicht etwa aus, ſtichwahltaktiſchen Gründen zu einer
Zurückhaltung gegen den Freiſinnigen lomnme. Es müſſe ſtets
prinzipiell aufklärende Agitation getrieben werden,ohne Rückſicht auf den Ausfall einer eventuellen Stichwahl.
Mit einer Aufforderung zu lebhafter Agitationsarbeit ſchloß
Genoſſe Raute ſein beifällig aufgenommenes Referat, an das
ſich eine kurze Diskuſſion ſchloß.

Zum Parteitag in Jena wurde Kandidat
Raute- Eilenburg und der Bezirksſekretär Genoſſe Dre
ſcher delegiert. Als Delegierte für den Bezirkstag in Halle
wurden gewählt die Genoſſen Lutzner-Ramſin, Henze-Roinſch,
Karbaum-Zörbig, Stange-Radehl, Reinhardt-Wolfen und Sieg-
mann-Kroſſen. Zum Preußentag wurde Genoſſe Burck-
hardt delegiert.

Es folgte die Beratung der von den Ortsvereinen geſtellten
Anträge. Genoſſe Münzer- Delitzſch begründete einen An-
trag, dem Volksblatt, deſſen Redakteur, Genoſſe Kasparek, jetzt

der Genoſſe

wieder eine ſo hohe Strafe tragen müſſe, 500 Mk. aus der
Kreiskaſſe zu überweiſen. Der Antrag wurde nach kurzer
Diskuſſion vertagt. Dem Ortsverein Greppin wurden 150
Mark für einen Saalumbau bewilligt. Einem Antrag, die
Koſten für die Gleichheit auf die Kreiskaſſe zu übernehmen,
wurde zugeſtimmt.

Jm Verſchiedenen brachte der Greppiner Delegierte Be
ſchwerden über das ſcharfe Vorgehen der Behörden gegen die
verſchiedenen Greppiner Arbeitervereine vor. Er erſuchte die
Kreisleitung um tatkräftige Unterſtützung des Abwehrkampfes
der Greppiner Genoſſen.

Der Kreistag fand dann mit einem kernigen Schlußwort des
Vorſitzenden, der zu eifriger Agitationsarbeit und gründlicher
Vorbereitung der Reichstagswahlen aufforderte, ſein Ende.

Genoſſenſchaftliches.
Kampf gegen die Konſumvereine.

Die rheinpreußiſchen Handwerkskammern haben am ver-
gangenen Montag in Köln zu einer ſpeziell zur Bekämpfung
der Konſumvereine beſtimmten Delegiertenſitzung einberufen
und haben den Vorſtand mit der Ausarbeitung geeigneter Vor-
ſchläge zur wirkſamen Beſteuerung der Konſumvereine be-
auftragt, die Beamtenkonſumvereine ſollen verboten und den
Beamten ſoll jede Mitarbeit an anderen Konſumvereinen unter-
ſagt werden. Für die Werkskonſumanſtalten iſt nach Anſicht
des Handwerksbundes ebenfalls kein Bedürfnis mehr vor-
handen. Nach dem Beiſpiel Frankreichs ſoll daher die Grün-
dung neuer Werkskonſumanſtalten verboten und die Aufhebung
der beſtehenden innerhalb einer beſtimmten Friſt angeordnet
werden. Das Lieferantengeſchäft der Konſumvereine iſt durch
eine entſprechende Faſſung des Genoſſenſchaftsgeſetzes un-
möglich zu machen. Bis zur Durchführung dieſer Forderung
iſt an das Solidaritätsgefühl der Handwerker und Gewerbe-
treibenden zu appellieren, die Lieferung an Konſumvereins-
mitglieder unter Rabattgewährung abzulehnen. Die Eigen-
produktion von Waren durch die Konſumvereine geht über den
urſprünglichen geſetzlichen Zweck der Konſumvereine hinaus;
den Konſumvereinen iſt geſetzlich zu verbieten, ſelbſterzeugte
Waren an Nichtmitglieder zu verkaufen. Die Kontrolle über
die Handhabung der Beſtimmungen insbeſondere über
die Beachtung des Verbots des Verkaufs von Waren an Nicht-
mitglieder, iſt zu verſchärfen. Die Konſumvereine ſind durch
Verordnung anzuhalten, die Warenpreiſe im Laden ſichtbar
anzuzeigen.

Und dieſelben Leute, die hier aus kleinlichen, egoiſtiſchen
Gründen die Entwicklung aufhalten und die Arbeiter zwingen
wollen, im Jntereſſe der Hleinkrämer auf den Vorteil des
billigen Einkaufs zu verzichten, haben ſelber überall Ein
kaufsgenoſſenſchaften gegründet. Man will hier dem Arbeiter
nicht das gewähren, was man ſelber für ſich beanſprucht, denn
von einer Bekämpfung der Händlergenoſſenſchaften wollen die
Zünftler natürlich nichts wiſſen.

Cerſammlungsberichte.
Gewerkſchaftskartell Sangerhauſen. Der vom Kaſſierer er-

teilte Bericht über das erſte Halbjahr verzeichnet eine Ein
nahme von 1097,45 Mark, eine Ausgabe von 646,19 Mark, ſo daß
ein Beſtand von 451,26 Mark verbleibt. Die Bibliothekskaſſe ver
zeichnet eine Einnahme von 78,84 Mk., eine Ausgabe von 652,05
Mark, Kaſſenbeſtand demnach 26,79 Mk. Dem Kaſſierer wurde
Decharge erteilt und ſodann einſtimmig beſchloſſen, alle über-
flüſffigen Gelder in Zukunft beim Konſumverein Sangerhauſen
anzulegen. Bei einer Einnahme von 264,50 Mk. und einer
Ausgabe von 212,01 Mk. ſchloß das Gewerkſchaftsfeſt mit einem
Uchberſchuß von 52,19 Mk. ab. Das unſolidariſche Verhalten der
Buchdrucker, die ſich nicht am Umzug beteiligten, ja ſelbſt die
Delegierten beauftragt hatten, gegen dieſe würdige Demon-
ſtration zu plädieren, rief allgemeinen Unwillen hervor. Nach
Bekanntgabe verſchiedener Eingänge wies der Vorſitzende
darauf ihn, daß am 28. Auguſt im Herrenkrug eine kombinierie
Gewerkſchaftsverſammlung ſtattfindet. Genoſſe Undentſch-

einen Vortrag über die Stellung der Gewerkſchaften zu den
Konſumgenoſſenſchaften halten wird. Es fehlten je ein Dele-
gierter der Brauer und der Metallarbeiter.

Gewerkſchaftskartell Schkenditz. Jn der letzten Kartellſitzung
waren 20 Eingänge vorhanden. Dem Kartell wird die Anſchaffung
der Reichsverſicherungsordnung für die Bibliothek empfohlen. Jn
den Gewerkſchaften ſoll auf die vom Bezirksſekretariat empfohlenen
Broſchüren über Volksverſicherung hingewieſen werden. Genoſſe
Galle berichtet, daß in nächſter Zeit in Halle Unterrichtskurſe
eingerichtet werden, in welchen die Genoſſen Güldenberg, Kleeis,
Undeuntſch und Möſſiger als Lehrer fungieren. Aus naheliegenden
Gründen ſollen vor der Reichstagswahl die Vereinsvergnügungen
in Wegfall kommen. Den jetzt wieder im Zunehmen begriffenen
Grenzſtreitigkeiten wollen die Gauleiter des Bezirks Magdeburg
ſteuern. Jn den Bildungsausſchuß wurden die Genoſſen Hordorf,
Straube, Boye, Schwarze und Juriſch gewählt. Die Ausſperrung
in der Leipziger Metallinduſtrie wird diskutiert und beſchloſſen,
die ausgeſperrten Metallarbeiter und Bäcker zu unterſtützen. Zu
dem am 27. Auguſt ſtattfindenden Gewerkſchaftsfeſt, welches durch
eine Lokälnotiz noch einmal bekanntgemacht werden ſoll, werden
die Funktionen an die Delegierten verteilt. Es fehlen entſchuldigt:
Genoſſin Harting, unentſchuldigt: Rösler, Herrmann, Mertens.

Partei Literatur.
Die Sozialdemokratie im Urteile ihrer Gegner. Von Dr.

Auguſt Erdmann. 174 Seiten. Preis gebunden 2 Mk.
Verlag Buchhandlung Vorwärts Paul Singer
G. m. b. H., Berlin SW. 68.

Das Buch bringt eine Zuſammenſtellung von Urteilen, die
von gegneriſcher Seite über die Sozialdemokratie gefällt worden
ſind, und zwar ſind es Urteile günſtiger Art, die hier zu-
ſammengeftellt ſind. Den agitatoriſch, redneriſch und ſchrift
ſtelleriſch für die Partei tätigen Genoſſen dürfte mit dieſem
Buche eine ausgezeichnete Waffe in die Hand gegeben ſein.

Waſſerſtände.
bedeutet über, unter Null).

Saale und Unftrut. Fall Wuchs
Artern, Brückenpeg. 19. Aug. -0,10 20. Aug. 0,10
Nebra, Oberpegel 82 u s 0,02
n Unterpegel 1.26 1,22 0,02Weißenfels, Oberpg. 2,34 n 2,10 0,24

Unterp 982 0,68 0,14Trolha. -0,90 0,10Alsleben, Oberpegel 70,28 0,26 0,02
Unterpegel 1,28 128Bernburg 17 0,23 0,06Kolbe, Oberpegel 02 1,19 0,08Unterpegel 750,70 --1,00 0,30

Elbe.
Dresden 19. Aug. 2,28 20. Aug. 2,28
Dorgan 0,53 0,54 0,01Wittenberg 31 0,34 (0,03Roßlau -70,37 9271Barby 790,25 25Magdeburg 70,08 770,08
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Walhalla Theater.
kingſcinpt Kontürrenz.

20 erstklassige Kimpen! Heute, Montag, 3. Tag:
Geri Kosakenringer, HNafimann, Stettin
Wulf, Wittenberg, vohn Pohl, Abs T.Luppa, Meister v. Böhmen, Langer, Wien.
Erikson, Ch. v. Schweden, Steurs, Ch. v. Belgien.
Beginn der Ringkämpfe 10 Uhr, vorher auf Wunseh dio Ope-
rette „Vielieboehen“, Anf. 8 Uhr. Gewöholiche Preise.

„Volksparſ
Surgstrasgsse 27.

Dientag, 20. August, Punkt 8 Ohr:

Walzer Kbend
Engelmann.

Programm 70 Pfg.
geführt von der KapelleProgramm 10 Pfg.

B.

im gross
Bei ungünstiger Witterung findet das Konzert

n. renovierten Saale statt.n örundung Gewerbetreibender

werden Jntereſſenten zu einer
Berfammlun Am Donnerstag den 24. Auguſt

abends 8 Uhr nach dem „Volkspark“ (kleiner Saal)
eingeladen.

eines Bundes ſelbſt.

Ah ort et Peroicherungs- Veren.

Antrag einiger Mitglieder findet
den 27. ds. Mt3., nachmittags 3 Uhr im Lokale

des Herrn San s e daſelbſt eine

General- Versammlung
Tages dnung:1. Verleſen des Protok el an der GeneralVerſammlung vom

F. M i Cr.Beſprechung über die bisherige Paragraphen Veränderung
des Vereinsſtatuts die von der Behörde noch nicht gegeh igt ſind.

3. Neuwahl des Vorſtandes.
4. Verſchiedenes.
Die Herren Agenten werden gebeten, ſchon um 2 Uhr zu einer

Vorbeſprechung erſcheinen zu wollen.
Der Vorstand.

Auf
Sanntag,

Al Reue Weltkalender

für 1912.
n Sechsunddreißigſter Jahrgang.

Preis 40 Pfg. Preis 40 Pfg.
Zu beziehen durch die

Vollsbuchhandlung Halle a. 6., Harz 443.

Sc S
Neuen Sauerxoni

(Viktoria Sohnitt)
hervorragende Qualität, empfiehlt

Kriur RKunze, Zölbergasse 2.
NB. Verkaufsstellen dureh aushängende Plakate erkenntiieh.

S J
Soeben erſchienen!

miſchen Sie
meine delitatſchmeckende reine ß 93 v. mit

Mollerel Butter

Pfund

5

mit meines Rolkerei Butter S

e ſelbſtiſt ſür ventT Ruhntt.äe
notwendig, ſich noch um

erhalten auf dieſe Weiſe 1 Pfd. 3 Stückchen

für 160 Pfg. mit 5“/o Rabatt und haben es nicht
die jetzt hohen und immer

noch höher ſteigenden Butter-Preiſe zu bekümmern.

Albert kntuxel e
lin erArenmapyen

aus gutem Rindleder, A 6.50, bei

C. F. Ritter,
Leipzigerstrasse 90.

Geröstete Kaffees
von Mk. 1.40 bis Mk. 2.
empfiehlt in vorzügl. Qualitäten
(ar booch, Breiteſtraßze 1 und

Leipzigerſtr. 61/62.

nenyncturz
Rackfkclmittel gegen

WVanzen
a. deren Brufß
Flaſche 50 Pf. u. 1 M.

allein echt bei

Max Räcdler,
nur Raunnſfgehestrasgoe 2,

Ecke Sternstrasso.

8 hatte ein veraltetes Nleren- u.

IIILIIIIIIEAuf ärztlichen Rat trank ich Alt-
WMark-SprudelStark

quelle (Jod-Eiſen-ManganKoch
ſalzquelle). Schon nach 3 Fl. fühlte
ich mich als ganz anderer Menſch.
Die Urinabſonderung wurde leb
haft u. ſchmerzlos u. blieb es ſeit
dem. Habe mich nie ſo wohl und
geſund gefühlt wie jetzt. H. B.“
Aerztl. warm empfohlen. Fl. 95 Pf.Zu haben bei: Wilhelm oeter,
Geiſtſtr. 59-60 en gros in derBahn-
hofs- u. Löwen- Apothoko; bei
Merm. Pfahl, L. Wuchererſtr. 75;
Hugo Schulze, Bernburgerſtr. 32;
H. Stitz Nehf., Gr. Steinſtr. 33
Max Rädler, Ranniſcheſtraße 2;
Oskar Ballin jr., Leipzigerſtr. 63
Bruno Berthold, Gr. Steinſtr. 48.

Morgen u. jeden DienstagD. Sch lachte fe ſt
Joh. Fisehor,

Gr. Goſenſtr. 39.
Jeden DienstagD Sochlachitefest.
O. GrabaumMangsfelderſtraße dHrr. 3.

äumfuhren jeder Art beſ. bill.
Alb. Ackermann, Mühlberg 10.

Wie zu Hause s

speisen Sie

im Volkspark.

Vorzügliche Küehe,

Freitag und Sonnabend
Frische Pöbelknochen 5 s

annocoonoonooo
frische Knickeier

4 Stück 10 Pf.
Spezial Eier-

7 Talamtstrasso 7.

Ernst Haeckel
Volksausgabe. Preis 1 M.

empfiehlt

Volksbuchhandlung
Harz 42/43.

Arbeitsmarkt
Für jeden

Ort ſucht einen
anſtändigen Rann

zu gut bezahlter Arbeit als
-Jedenbeſdäſtigng
Offerten unter N 58 an

Filers Fichel, Magdeburg

Achtung, Erfinder
8--10 000 Mk. und mehr wer
den für gewinnbringende Er
findungen u. Jdeen von Kapi
taliſten bezahlt. Offert. unt.
F. 303 F. M. an Rudolf Nosse,
Maunheim, erb.

Zimmermannim Einſchalen maſſiver geg.

geübt. Zu melden beim Poller
am Neubau der Hall. Röhrenwerke.

De RNaqhfrago nach

ohen
r.

Leefgaian!mir
Von früh eintreffender Sen
dung empfehlen wir in vor

züglicher Qualität

Goldb d 1987 Winn
2tänd bratfertedlen oh.

W Ale e Seeſiſche

Nordsese,
Er. Hochſeelſcherei dtſhl.

Gr. Ulriohstr. S.Tel. 1275. Tel. 1278.
Vertreter Albert Aßmus.

2igarren!
Jch verſende frko. geg. Nachn.

100 St. 6 Pf.-Zig. Mexiko M.3.90,100 St. 7Pf.Zig. Pflanzer M.5.30,
100St. 8Pf. s Sumatra M.d.60,
100 St. 8 Pf. Zig. Vorſtenland
M. 5.60, 100 St. 10 Pf.-Zig. Su
matra M. 6.70 zuſ. M. 27. alles

7 gelagert. Qual.
J. ülle a. S. Geiſtſtr. 5.n 1887.

Fliegenklatschen
aus Draht, Ausserst sauber.

C. F. Ritter,
Leipzigerstrasse 90.

Abeiter Liederbuch

für

Muſſen Geſang.
Preis 5 Pfg.

Zu Wehen durch alle Aus
träger und

Dle Volksbuchhanglung,
Harz 42/43.

Waschgefässe
dauerh., billigſt. Mit R. a V.

Zander,

brtuateſcütersicherer Schutz
en Verletz.

Täglich de 8.15 Uhr

ler Hegin

Melodramatiſches Lebensbild
in 4 Akt. (11 Verwandlungen)
v. Vaher Meile u. Segfr. v. Umz.Weuſit von kaward Reeves.

Stande sanlliche Nachrichten.

i (Steinweg 2) 19. Aug.
oten: Maler Haak und

chönleben (Körnerſtr. 3 u.ndeee erſtr. 51). Rangierer

il und rie Glöckner
weg 32 und Krukenbergſtraße 2Müller Klatt und Emma Kari

e 15 u. Fleiſcherſtr. 35).Lehrer Böhm und F. Eulenſtein
und Neu-Ulm). Arbeiter

hieme und A. Weiſe (Reil-
ſtraße 43 und Holleben). Photo
Se Seifert und E. Preiſinger
Halle und Schleiz). Eiſenbahn

berſekretär Sauer und Schicht-
holz (Halle und Leipzig-Möckern).

beſchließzunge ArbeiterGötter und Charlotte Lampe
T Aleſerſtra e 18 und Gottes-
ackerſtr. 6). nd Richardt

Sachſe (Kleine Klaus-
Kaufmann Plötz und

nna Schendler (Wörthſtraße 12
und Marienſtraße 28). Fleiſcher
röhli und Emma Ullrich
n r u. Saalberg23).cker Philipp und Elſe SchulzeGebenauer raße 14). Sekretär

ädicke u. Antonie Roſch (Egeln
und Marienſtr. 14). Maſchinen
meiſter Julius von Ahlen und

da Schemmel (Landsberger-
traße 8). Rangierer Schn
wind und artha Gehlzig Wiknuiergeto und d

traße 46).
eboren: e Niedbomaus Eismannsdorf T (Klinik).

Der mann Feſtner aus Hornburg
Klinik). Schloſſer SchmidtT. (Büſchdorferſtraße 2). Spar

kaſſenaſſiſtenten Hampe S. (Lud-

i 16). Jngenieur Weiſe
Paradeplatz 1).e Neumann S., Krukenbergſtr. 7).Denn aler eyer T., 1 Jahr

S aalberg 19). Steuererheber a. D
gelmann Ehefrau Karoline

Loſſe, 59 73).

ins Lina Sa
ſtraße 6).

rbeiters (Wegſcheiderſtraße 15) aufmann
Schultze, 68 J. Forſterſtraße 40).durobeulangelutnede pite. empf. Ble ſchmieds ildebrand Sohn,

5 on. alber ehe GenC. F. tter, oweiſe g r Canher
aus Wimmelbur iſabeth2 Tetratgetataass? Krank en bau Jan Branden-

Die glückliche Geburt einer Serger T. (Torſtraßze r
Prachtmädols

zeigen hocherfreut an
Max Jacob und Frau

Margret geb. Rechnitz.

Für die uns beim Hin-
cheiden meines innigstge-
liobtenMannes, unseres guten
Vaters, Schwieger- u. Gross-
vaters des Bohrers

Gustav Krüger,
erwiesene Anteilnahme, sagen

wir allen denen, die seinender so reich mit Kränzen
schmückten, auf diesem Wege
unseren herzlichsten Dank.
Dank auch Hrn. Pastor Witte
für seine trostreichen Worte
sowie seinen Arbeitskollegen
d. A. L. G. Dehnschen Maschi-
nenfabrik und dem Fabrik-
arbeiter-Verband.
Im Namen d. ranernd. Hioterdlehbenes:

Wwe. Kräger.

Arbeiter Reihler aus
80 J. (Klinikh).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 32)

19. Au
ließungen: Maurer

und Marund Rich. iRoth und Marie dies Torſtr.
und Gr. Brunnenſtr. 45). Achriter

Reinhardt und Emma Hartmann
20). Arbeiter Samuel

elene Kießler (Bläſten und
Advokatenweg 16).

orben: Ww. Marie
vior, 56 J.n e 14)

ten
lzer

vorm. 8 Jeſthr verSonntar kurzem Leiden un
ſchied na
ſere Tochter

im Alter von 13/4 Jahren.
Um herzliches Beileid bitten

die trauernden Hinterbliebenen
Familie Artur Hlntsehe.

S

Erscheint wöchentlich dreimal

AJ m45 a

Sceee5353535355

323eee--cc5 Jt

Wegweiser für unsere einkaufenden Abonnenten.
W Guseern Lesern bei Bedarf zer Beachtung empfohlen. Erscheint wöchentlich dreimoel.

A6AT- J

ſaAbrahliungagesehäſfte j l Eiserne Oetfen Baus- und Kächengeräte Kolonialwaren Schnetdareſ-Bedarfsartikei Weiss Woll Tapicseorie
R. Thiele, Göbenstr. I, p. Christian Glasor, Gr. Klausstr. 24.

F. Lindenhahn, Königetr. 8.J BrauereienF. Cümther, ſaſe eT Klepzig, Reilstr. 2.
OsK. Wüstneck, L. Wuchererstr. 59.

Brketts, Kohlen d
Richard Wolf, verläng. Königstr.

ſſeſgeber meister urstfabriken

J. Klostermaneg, Advokatenweg 27.
NDPDrogen ung Farven Franz Kunze, Burgstr. 59.
A. Rädler, Rannischestr. 2. Angnzt Hangelt, r

L Robert Jchäter, Königsetr.

F. Honnieke, KI. Ulrichstr. 15
Otto Ulhbriecht, Bäckeretrasse I.

ſanmieerwages favriron

es aus uF. Lindenhahn, Kövigetr. 8.

Theodor Lühr, Leipzigerstr. 94.

Sir die Jnſexate verantwortlich: Rob. JIgnex. Druck rer Halleſch. Genoſſenſch.-Buchdruck. (E. G. m. b. Ha m

osxar Kutscher, Moritaxirehbot 10.

Ernst Sehtmann, Merseburgesstr. 10. Theodor Lühr, Leipzigerstr. 94.

K. Kockenbarg, Rannischestr. 12.

[KRonigkunehen, ZuoKerwaren

Schmeer-friedrieh Bock, rerasee 16.
c. Lange sen., KI. Ulrichstr. 26.

H. Ackermann, Mersoburgerst. 61.
Franz Geyor, Gr. Brunnenstr. 32p.

E. Weinhold, meine Berun 3.

F. C. Wlsvell, Iavatr1I.
I. Tengerüine, tun

Spodition, Möbeltrangyort
J Togorh an ge

Kartonagen Il
W. Schmeil, Wuchererstr. 40.

Friodrich Flietner, Geistetr. 23. Herm. Sehmidt, Geistetr. 23.
O. Kästner 60., Brunoswarte 36.
Wilh. Müller, Brunnenstr. 53.

Mövel-Magarine bvVurev- u. Golawaren
d Hall Tichlermett.

Kaufnäusor I Photographische Atoliors
Ia Berice. Gerene, An Aichard Schröder Llaune 17.

fterich tm e es
Albert Mennicke, Gr. Steinstr. 62

A. Schäfer, Leipzigerstr. 92.
A. Weiss, Kleinschmieden 6.

Weine u. Fruchtsäſfte etc.
Schuhwaren

C. Mense, Triftstrasse I.
H. Lade Nacht. Leipzigerstz. 93.Max KXüänzol, Magäeburgeretr. 59.

Franz Bamme, Lindenstr. 56.

Zahl Teohnikor

e rerenZigarrenhan dungen
F. Soldmann, Königstraese 86.
Schuabert, William, Zigarren und

Schulartikel, Lauchstädterstr. 15.

T

8anitäts-Drogerie, a. Rich. Clam
Ammendorf Radewell

Halleschastr. 65. Hauptatr. 20.
A. Hermang, Uhrmacher.
O. Probsthayu, Bettf.-Rein.-Anst
W. NWünscher, Schuhwaren.
P. G. Blank, Kaufhaus, Radewell

Verleger vorm. Aug. Graß, jezt A. Jähnig. Sämtl. j. Halle a. S.
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Der Generalſtreik.
Urſachen des engliſchen Eiſenbahnerſtreiks. Zuſammen

ſtöße. Beendigung des Streiks. Verhandlungen.

9 L. K. London, 19. Auguſt.er überwiegende Teil der engliſchen Tagespreſſe hat ſiohne Rückhalt und Scham auf die e W
ſchaften und Aktionäre geworfen und macht es ſich zur Haupt
aufgabe, den Kampf der Arbeiter zu diskreditieren. Er be
hauptet, die Arbeiter hätten gar keinen triftigen Grund zum
Streik, ſie hätten das Land ohne Warnung in gewiſſenloſer
Weiſe in eine Kataſtrophe geſtürzt. Wir wollen demgegenüber
die trockenen Tatſachen reden laſſen, und ohne heute auf die
tieferliegenden Urſachen der Bewegung der engliſchen Eiſen-
bahner einzugehen, an einigen konkreten Beiſpielen zeigen, wie
völlig unhal?bar vom Standpunkt der Arbeiter das 1907 von
Lloyd George eingeführte S chiedsgerichtsverfahren
geworden iſt.

Von der Stunde ſeiner Einführung an war jenes Einigungs-
verfahren unter den Eiſenbahnern ſehr unpopulär. Tatſächlich
ſind die Führer der Eiſenbahner in 1907 wider ihren Willen
zur Annahme des Schiedsgerichtsverfahrens genötigt worden,
dem ſie unter normalen Umſtänden niemals ihre Zuſtimmung
gegeben hätten. Der Generalſtreik ſtand damals unmittelbar
bevor. Nach zwölf Stunden langer unermüdlicher Beratung
und Unterhandlung mit Miniſtern und Regierungsbeamten
wurde den Ärbeiterführern ſpät am Abend der Einigungsent-
wurf vorgelegt, mit der Bemerkung, daß er das allerletzte Wort
darſtelle. Noch immer in dem Konferenzzimmer eingeſchloſſen,
hatten ſie 20 Minuten, um zu entſcheiden, ob ſie die Ver-
einbarung akzeptieren, oder die ſchwere Verantwortung auf ſich
nehmen ſollten, ſie zu verwerfen und einen allgemeinen Eiſen

bahnerſtreik zu erklären. Die Arbeiter verlangten Zeit, um die
Arbeiter befragen zu können, aber es wurde ihnen geſagt, daß
die Entſcheidung an Ort und Stelle fallen müſſe. Unglücklicher
weiſe beſtand damals ein heftiger Streit zwiſchen den beiden
größten Eiſenbahngewerkſchaften, der Amalgamierten Gewerk
ſchaft der Eiſenbahner und der Organiſation der Maſchiniſten
und Heizer, weshalb auf eine Teilnahme der Maſchiniſten und
Heizer am Streik nicht gerechnet werden konnte, und außerdem
fürchteten die Arbeitervertreter noch einen Coup der Regierung.
Aus dieſen Gründen ließen ſie ſich herbei, das Einigungs
dokument zu unterfertigen. Aber noch war die Tinte nicht ge
trocknet, als es den Arbeiterführern klar wurde, daß die Ver
einbarung der großen Maſſe der Arbeiter verhaßt ſein würde.
Die Unzufriedenheit brach ſofort an allen Enden des engliſchen
Eiſenbahnnetzes aus, und es war nur den Bemühungen der
Fithrer, die ſich mit der einmal getroffenen Vereinbarung, ſo
gut es ging, abfinden wollten, zu danken, daß der Generalſtreik
ſo lange vermieden werden konnte. Der Druck wurde aber
ſchließlich unwiderſtehlich und führte zur gegenwärtigen Lage.

Die Abneigung der Arbeiter gegen die Vereinbarung wurde
dadurch beſtärkt, daß die Geſellſchaften alles taten, um die Ein-
richtung der Einigungsämter ſolange wie möglich hinauszu-
ſchieben. Die Vereinbarung wurde getroſffen, um eine Ab-
ſtellung der Mißſtände, über die die Arbeiter ſchon jahrelang
vor 1907 klagten, uwwerzüglich zu ermöglichen. Die erſte Ent-
ſcheidung eines Einigungsamtes wurde aber erſt 1909 ge
troffen. Bei der Nord bahn z. B. kam die erſte Entſcheidung
im Januar 1909 zuſtande, aber auch dieſe war nicht vollſtändig,
ſondern bezog ſich auf einige unwichtige Punkte der unteren
Rangordnungen. Die Forderungen der übrigen Rangord-
nungen wurden an einen Schiedsrichter verwieſen, der es
war Lord MacDonnel erſt am 5. November 1909 ſeine Ent
ſcheidung fällte. Aber auch daniit war die Sache noch nicht er
Iedigt. Es entſpann ſich ein langer Streit über die Auslegung
des Schiedsſpruches und der Streit konnte erſt im Dezember
41910 durch eine neue Entſcheidung endgültig geklärt werden.

Aehnlich ging es bei den anderen Bahnen. Bei der Lanca-
ſhire- and Yorkſhire- Eiſenbahn wurde die erſte Entſcheidung
des zentralen Einigungsamtes im Juni 1909, alſo volle zwei
Jahre nach der Einführung des Verfahrens, gefällt, aber die
Mißſtände wurden erſt ſechs Monate ſpäter abgeſtellt. Bei der
Midlandbahn kam es im November 1908 zur erſten Ent-
ſcheidung des zentralen Einigungsamts, aber über verſchiedene
Punkte kam keine Einigung zuſtande, und der angerufene
Schiedsrichter in dieſem Falle Lord Cromer kam im April
des folgenden Jahres zu ſeinem Schiedsſpruche. Wieder begann
der Streit um die Auslegung des Spruches. Er dauerte über
zwei Jahre, und erſt am 28. Juli d. J. kam es zu einer neuer-
lichen Entſcheidung Lord Cromers, wonach die Geſellſchaft
gegen den Geiſt des Schiedsſpruches gehandelt hat und ver-
pflichtet iſt, den betroffenen Arbeitern die in dem Schieds-
ſpruche vorgeſehene Lohnerhöhung von 2 Schilling die Woche
für die verfloſſenen zwei Jahre auszubezahlen. Aber auch jetzt
ſind noch nicht alle Streitfragen erledigt, und Lord Cromer
ſoll wieder im Oktober d. J. neue Verhandlungen beginnen.

Die Geſellſchaften ſuchen die endlich erfolgten Schieds-
ſprüche mit allerlei juriſtiſchen Ausflüchten zu um gehen.
So iſt es den Weichenſtellern der Midlandbahn endlich
gelungen, ihren Achtſtundentag durch einen Schiedsſpruch
bekräftigt zu erhalten. Was tut die Geſellſchaft? Sie gibt
den Weichenſtellern einen neuen Namen; ſie heißen jetzt „Zug
empfänger“, und müſſen dafür zehn Stunden arbeiten.
Aehnlich machte es die Nordbahn mit den Wagenprüfern, denen
ein Schiedsſpruch den Zehnſtundentag zuſicherte, und zwar aus
drücklich einſchließlich der Mahlzeiten. Die Geſellſchaft ſagte:
Gut, aber für die Dauer der Mahlzeiten bekommt ihr nichts
bezahlt und wir machen euch verantwortlich für alle Fehler,
die eure Untergebenen in eurer Abweſenheit machen.

Dieſe Beiſpiele genügen, um zu zeigen, daß keine Arbeiter-
ſchicht auf die Dauer ſolche Schikanierungen geduldig ertragen
kann. Unzufriedenſtellend wie das ganze Einigungsverfahren
für die Arbeiter iſt, hätten ſie ſich doch damit abgefunden,
wenn die Geſellſchaften es nicht in dieſer ſchikanöſen Weiſe
gehandhabt hätten. Eines der Hauptiübel, das die meiſten
andern erſt möglich macht, iſt, daß die Arbeitervertreter in den
Einigungsämtern keine Gewer kſchaft s be a mten, ſon-
dern nur in der betreffenden Rangordnung, auf die ſich das
Einigungsamt bezieht, tatſächlich beſchäftigte Eiſenbahner ſein
müſſen. Hätten die Geſellſchaften nicht ſyſtematiſch erſt das
Verfahren in ſo unerträglicher Weiſe verſchleppt und dann die
Schiedesſprüche zu umgehen geſucht, und ſchließlich ſich auch noch
der Rüchverweiſung ſtrittiger Punkte an den Schiedsrichter
entgegengeſtemmnt, dann wäre es kaum zu der gegenwärtigen
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Kriſe gekommen. Es iſt ein offenes Geheimnis, daß die Führer
der Eiſenbahner noch vor kurzem dem Handelsminiſterium
Vorſtelkungen machten und im Namen der Arbeiter erklärten,
daß die Abſchaffung der erwähnten Mißſtände das Einigungs-
verfahren bis auf weiteres erträglich machen könnte.

Welche verhängnisvollen Folgen der Eiſenbahnerſtreik auch
zeitigen möge, die ganze Verantwortung haben die ſcharf
macheriſchen Geſellſchaften zu tragen, die den Arbeitern das
elementare Recht, ihre Klagen und Forderungen durch ihre
eigenen berufenen Vertreter, denen ſie trauen und
die ſie ſelber gewählt, vorbringen zu lafſen, hartnäckig ver-
weigert haben. Wir erleben einen ſozialen Krieg, in dem ſich
faſt alle Mächte der beſtehenden Geſellſchaft rückhaltlos auf die
Seite der Ausbeuter und Unterdrücker ſchlagen. Die poli-
tiſchen Unterſchiede ſind verſchwunden. Liberale und konſer
vative Blätter eifern miteinander, um die Gottloſigkeit der
Streikenden zu denunzieren und ihnen ſtündlich ins Ohr zu
brüllen, daß die ganze britiſche Armee mobiliſiert, um ſie zur
Unterwerfung zu zwingen. Aber hier und dort verſchafft ſich
die Stimme der Ehre und der Gerechtigkeit doch noch auch in
bürgerlichen Blättern Gehör. So ſchreibt der Mancheſter
Guardian, eines der bedeutendſten engliſchen Blätter:

„Der Schlüſſel der Situation iſt die Anerkennung der Ge-
werkſchaften, zumindeſt zwecks Unterhandlungen in dem gegen-
wärtigen Konflikt. Das iſt der einzige Weg, auf dem die
beiden Parteien zuſammengebracht werden können. Noch ein
mal ſei es geſagt, daß der Streik zum Ausbruch kam, weil die
Geſellſchaften ſich weigerten, mit den Gewerkſchaftsführern zu
verhandeln. Es iſt merkwürdig, daß die Geſellſchaften beliebt
haben, gerade in dieſem Punkte Widerſtand zu leiſten Es
iſt ebenſo ſchlecht wie unvernünftig, daß das Land gezwungen
wird, unter einer Kalamität zu leiden, die, wir wiederholen es,
vermieden werden konnte, wenn die Eiſen bahngeſellſchaften ſich
bereit gefunden hätten zu tun, was faſt jede andere Firma
unter ähnlichen Umſtänden tun würde, nämlich mit den offi-
ziellen Vertretern der Arbeiter zu verhandeln.“

Hätte ſich die Regierung dieſen „Schlüſſel der Situation“
vor Augen gehalten, dann wäre es ihr ein Leichtes geweſen,
den Frieden zu vetten. Die Eiſen bahngeſellſchaften ſind keine
reinen privaten Unternehmungen, ſondern ſie haben offiziöſen
Charakter, genießen ſehr große geſetzliche Vorrechte und machen
auf beſonderen geſetzlichen Schutz Anſpruch. Eine unbefangene
Regierung, die nicht wie die heutige Englands von Eiſenbahn-
direktoren und Eiſenbahnaktionären beherrſcht wäre, hätte die
arroganten Direktoren einfach gezwungen, mit den Ar-
beiterführern zu verhandeln, wenn nichts anderes notwendig
war, um den Generalſtreik zu vermeiden. Statt deſſen hat die
„Vermittlung“ der Regierung im weſentlichen darin beſtanden,
die Arbeiter ſchon vor Ausbruch des Kampfes mit unver-
ſchämten Drohungen einſchüchtern zu wollen. Man kann jetzt
ſchon getroſt vorausſagen, daß die Haltung der Regierung

Asquiths in dieſer Kriſe ihr einen Schlag verſetzen wird, von
dem ſie ſich nicht wieder erholen wird.

Meldungen.
Der Ausſtand hatte ſich im Laufe des Sonnabends gewaltig

ausgedehnt. 250 000 Eiſenbahner ſtreikten. Wohl ruhte die
Arbeit nicht überall vollſtändig, aber viele wichtige Strecken
waren völlig lahmgelegt. Das Militär ging teilweiſe in ganz
brutaler Art vor. Jn Llannellhy ſchoß das Militär eine
Salve über die Köpfe der Streikenden, wobei zwei unbe
teiligte junge Leute getötet und viele verletzt wur-
den. Die Empörung über ſolche Brutalitäten kannte keine
Grenzen (ſiehe unten die weitere Meldung).

Der Streik wurde gewaltig verſchärft durch viele Zehn-
tauſende Arbeiter, die infolge mangelnder Zufuhr von Roh-
ſtoffen nicht arbeiten konnten. Einzelheiten über die Vor-
kommniſſe erübrigen ſich, da der Konflikt inzwiſchen beigelegt
wurde.

Der Generalſtreik beendet!
Hirſchs Bureau meldet folgendes:

London, 20. Auguſt. Der Ausſtand der Eiſenbahner iſt
beendet. Jn ſpäter Abendſtunde iſt zwiſchen den Eiſen-
bahnern und den Eiſenbahndirektionen ein Abkommen
unterzeichnet worden, auf Grund deſſen ſich die Führer der
Eiſenbahner verpflichten, alles, was in ihren Kräften ſteht zu
tun, um die ausſtändigen Eiſenbahner zu veranlaſſen, unver-
züglich die Arbeit wieder aufzunehmen. Die Eiſenbahngeſell-
ſchaften verpflichten ſich ihrerſeits, alle Angeſtellten ohne
Unterſchied wieder einzuſtellen. Der vom Miniſter
Lloyd George in der Kammer erwähnte „Verſöhnungs-
ausſchuß“ wird unverzüglich zuſammengeſtellt werden und
ſofort in Aktion treten, um die ſtrittigen Fragen zu ſchlichten.
Der Ausſchuß wird aus fünf Mitgliedern beſtehen, aus zwei
Delegierten der Arbeiter, zwei Vertretern der Eiſenbahngeſell-
ſchaften und einem Unparteiiſchen als Vorſitzenden. Bei
etwaigen Meinungsunterſchieden über Beſchlüſſe dieſes Ver-
ſöhnungsausſchuſſes wird das Handelsamt zu entſcheiden
haben. Beide Parteien verpflichten ſich, die Beſchlüſſe des Ver-
ſöhnungsausſchuſſes anzuerkennen. Die Regierung verſpricht
ihrerſeits, in der nächſten Kammerſitzung einen Geſetzent-
wurf einzubringen, der den Eiſen bahngeſellſchaften geſtattet,
als Gegenlerſtung für Lohnerhöhung des Perſonals eine
Tariferhöhung vorzunehmen. Die Arbeit wird bereits
am Sonntag in großem Unfange wieder aufgenommen werden,
ſoweit die Ausſtändigen von dem erzielten Abkommen noch
rechtzeitig in Kenntnis geſetzt werden können. Man erwartet
aber allgemein für Montag eine vollſtändige Wiederherſtellung
des Betriebes. Die Beilegung des Konfliktes kann als ein
großer Sieg der Arbeiterorganiſationen betrachtet werden.

Der König dankt den Streikführern.
London, 21. Auguſt. König Georg ſandte an den Han-

delsminiſter ein Telegramm, in dem es heißt: Jch beglück-
wünſche die Vertreter der Eiſen bahngeſellſchaften und Ar-
beiterdelegierten zu dem glücklichen Ausgang der Ver-
handlungen. Das Ergebnis iſt nur ihren unermüdlichen An-
ſtrengungen der letzten Tage zu verdanken.

22. Jahrg.

Verzweiflungstaten oder Schwindel?
Ueber ganz ungeheuerliche Vorgänge depeſchiert Hirſchs

Bureau folgendes in die Welt:
London, 21. Auguſt. Jn Llanelly haben ſich vergangenen

Sonnabend beiſpieblloſe Szenen abgeſpielt, bei denen das Blut
in Strömen floß. Obgleich 500 Soldaten in der Stadt
waren, gelang es einem Haufen Streikender, bei dem Llandilo-
Junction-Bahnhof die Schienen aufzureißen gerade
als ein Zug mit Truppen herannahte. Jn der hierauf ein-
tretenden Verwirrung bemächtigte ſich der Mob des ZAuges und
eroberte die Munition des Zuges und ſetzte dieſen dann in
Brand, er wurde total eingeäſchert. Die Exzedenten gerieten
außer Rand und Band, plünderten die Stadt und
brannten ſie an. Mehrere Häuſer von Stadträten und
Friedensrichtern gingen in Flammen auf, zahlreiche Fenſter
wurden eingeworfen. Am Abend eroberte der Pöbel den
Güterſchuppen und das geſamte rollende Material der Bahn.
Die Truppen eilten im Laufſchritt herbei und attackierten mit
aufgepflanztem Vajonett die Aufrührer. Der Boden war
mit Blut bedeckt. Kurz darauf ſetzte der Mob den Güter-
ſchuppen in Brand, nachdem dieſer eine Zeitlang in Flammen
geſtanden hatte, erfolgte eine furchkbare Exploſion. Man
glaubt, daß Munition in dem Schuppen gebracht worden iſt.
Die Wirkung war eine furchtbare. Zehn Perſonen wur-
den getötet, viele ſchwer verletzt. Man hat bisher drei ſtark
verſtümmelte Leichen unter den Trümmern gefunden, die noch
nicht rekognoſziert werden konnten. Die Krawalle dauerten
noch die ganze Nacht hindurch fort. Der Mob äſcherte noch das
Haus des Friedensrichters Jones ein, der am Tage zuvor die
Aufruhrakte verleſen hatte. Das Militär kämpfte die ganze
Nacht mit aufgepflanztem Bajonett, blichb aber
machtlos, bis gegen Morgen eine überwältigende Truppenzahl
in die Stadt geworfen wurde, die jetzt von 8000 Soldaten beſetzt
gehalten wird. Jn Dublin ſind 31 Poliziſten und über 100
Ziviliſten bei den Krawallen ſchwer verletzt worden.

Wieweit dieſe Meldungen zutreffen, ſteht noch dahin.
Der die Truppen in Leannely befehlende Offizier meldet,

daß die Ausſtändigen für die in der letzten Nacht vorge-
kommenen Ruheſtörungen nicht verantwortlich ſeien.

Gewerklchaftliches.
Der Kampf in der Leipziger Metallinduſtrie

nimmt in ſcharfer Weiſe ſeinen Fortgang. Sehr ſchwer war
es, zahlenmäßig feſtzuſtellen, wieviel Arbeiter in Wirklichkeit
ausgeſperrt ſind. Es liegt das zum Teil daran, daß auch eine
ganze Anzahl Unorganiſierter von der Ausſperrung betroffen
worden ſind und dieſe ſich nicht in den Streikbureaus gemeldet
haben. Die Zahl der Betriebe, die ſich an der Ausſperrung be
teiligen, beträgt zurzeit 71; beſchäftigt waren in dieſen Be
trieben 11 992 Arbeiter und davon ſind ausgeſperrt 5458, alſo
knapp 46 Prozent. Nicht eingerechnet in dieſe Zahlen ſind die
1100 ſtreikenden und ausgeſperrten Gelbmetallarbeiter. Außer
dem hat der Metallarbeiterverband aus einer größeren An-
zahl Betriebe zirka 1500 Arbeiter herausgeholt, die für die
Aufrechterhaltung der Betriebe beſonders in Frage kamen. Es
ſind demnach an der Bewegung rund 8000 Arbeiter betei-
ligt. Da man urſprünglich auf 12 000 Ausgeſperrte gerechnet
hat, ergibt ſich, daß die Ausſperrung bei weitem nicht den Um
fang angenommen hat, wie die Unternehmer das gewünſcht
haben. Daran ändern auch die drakoniſchen Strafbeſtimmungen
nichts, die die Unternehmer in ihrer letzten Verſammlung nach
ziemlich lebhaften Auseinanderſetzungen beſchloſſen haben.

Man hat den Säumigen bis zum 14. Auguſt Friſt gelaſſen.
Dieſe Friſt iſt nun verſtrichen, ohne daß Arbeiterentlaſſungen
in dem Umfange, wie ſie nach den Beſchlüſſen der Unterneh
mer erwartet werden müßten, erfolgt ſind. Nur die Firma
Karl Krauſe hat noch 400 Arbeiter ausgeſperrt, aber im allge
meinen ſind die Beſchlüſſe wirkungslos verpufft. Die Leip-
ziger Schloſſerinnung, der Landſturm des Metallinduſtriellen-
verbandes, hat ſich in einer am 15. Auguſt abgehaltenen Jn
nungsverſammlung auch nochmals mit der Ausſperrung be-
ſchäftigt, aber beſchloſſen, in Anbetracht des guten Geſchäfts-
ganges, nicht auszuſperren, dafür aber vom 15. Auguſt an keine
Arbeiter mehr einzuſtellen. Nach alledem braucht man ſich nicht
zu wundern, wenn die Dresdener und Chemnitzer Unterneh
mer keine große Luſt verſpüren, für ihre Leipziger Kollegen
ins Feuer zu gehen.

Der Kampf in Solingen.
Die im Metallarbeiterverband organiſierten Federmeſſer-

reider ſind am Mittwoch, den 16. Auguſt, in den Ausſtand ge
treten. Der Ausſtand erſtreckt ſich über alle Fabrikanten, die
das neue Preisverzeichnis nicht anerkannt haben. Die Reider
des Deutſchen Metallarbeiterverbandes hatten ein Preisver-
zeichnis ausgearbeitet, welches die jetzige Arbeitsmethode, die
durch die techniſche Entwicklung gezeitigt wurde, berückſichtigt.
Der Jnduſtriearbeiterverband ſtellte ein Preisverzeichnis auf
der alten Grundlage auf, und nahm auch noch verſchiedene
Reduzierungen der Preiſe vor.

Es war erklärlich, daß das Preisverzeichnis des Jnduſtrie-
arbeiterverbandes mehr Gnade vor den Unternehmern fand,
als das Preisverzeichnis des Metallarbeiterverbandes. Die
Fabrikanten erklärten, mit dem Metallarbeiterverband nicht
mehr verhandeln zu wollen.

Jm Metallarbeiterverband ſind 500 Federmeſſerreider, im
Jnduſtriearbeiterverband 130 und im chriſtlichen Metall
arbeiterverband 56 organiſiert. Weil nun die Majorität der
Reider, die im Deutſchen Metallarbeiterverband organiſiert
ſind, von den Unternehmern von den Verhandlungen ausge-
ſchloſſen wurden, traten dieſelben in Ausſtand. Der Jnduſtrie-
arbeiterverband und unſere lieben Brüder in Chriſto (letztere
haben unſer Preisverzeichnis mit ausgearbeitet), arbeiten
weiter. Aber ein großer Teil der Reider, die im Jnduſtrie-
arbeiterverhand organiſiert ſind, haben dem Ruf ihrer Führer
nicht gefolgt und haben ebenfalls die Arbeit niedergelegt. Wir
erſuchen, Zuzug von Taſchen- und Federmeſſer-
arbeitern zu vermeiden. Alle Anfragen ſind an Karl
Ravp ,„Solingen, Kölner Straße 45, zu richten.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton und Ver
miſchtes Paul Hennig, Lokales Wilhelm Koenen, Pro-
vinzielles und Verſammlungsberichte Gottl. Kasparek,
ſämtlich in Halle.
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Die Genoſſen von Halle und dem Saalkreiſe hatten ſich am
Sonntag zu tüchtiger Parteiarbeit zuſammen gefunden. Der
Vorſitzende des Sozialdemokratiſchen Vereins, Genoſſe Albrecht,
begrüßte die Genoſſen und legte zunächſt dar, aus welchem
Grunde diesmal bezüglich der Jahres- Verſammlung nicht
ſtatutengemäß verfahren werden konnte. Die geſchloſſene
Jahres-Mitgliederverſammlung hätte am erſten Sonntag im Sep-
tember ſtattfinden müſſen die Verhältniſſe bedingten es aber,
ſchon geſtern zu tagen. Die Halleſche Polizei hat es uns un
möglich gemacht, große Mitgliederverſammlungen abzuhalten. Es
ſind dagegen Beſchwerden erhoben worden am 24. Oktober

reichlich ein Jahr nach dem erſten Vorgehen der Volizei gegen
den Sozialdemokratiſchen Verein ſteht in der Sache bei dem
Oderverwaltungsgericht Verhandlung an. Die Polizei zwang uns,
Verſammlungen im Freien abzuhalten. Es fanden deshalb zwei

Um die Polizeiüberwachung auszuſchalten,
wählten die Funktionäre und die Diſtriktsverſammlungen die Form
des Kreistages für die heurige Generalverſammlung. Der Ver-
einsvorſtand ſtehe allerdings auf dem Standpunkt, daß künftig
wieder Generglverſammlungen abgehalten werden. Wie die Maß-
nahmen der Behörden wirken, wird damit bewieſen, daß der
heutige Kreistag mindeſtens dreimal ſo ſtark beſucht iſt, als die
früheren. Das ſei zu begrüßen. Nach Bekanntgabe der Tages-
ordnung entſpann ſich zunächſt eine kleine Geſchäftsordnungs-
batte. Genoſſe Thiele, deſſen Diſtrikt beantragt hatte, die

vorgeſchlagenen Wahlen durch Urwahlen vornehmen zu laſſen,
begrändete den Antrag. Jn den Wahlen durch die Delegierten
käme die Stimmung der Mitglieder nicht richtig zum Ausdruck.
Es entſtehe eine Mißſtimmung, wenn manche Mitglieder zu der
Anſicht kämen, ſie hätten nichts mehr zu ſagen. Würde die Wahl

der vorgeſchlagenen Form vollzogen, dann könnte der Diſtrikt
den Akt für ungültig erklären. Er ſei vom Diſtrikt auch beauf-
tragt worden, nicht vier, ſondern zwei Delegierte nach dem Partei-
tag in Jena zu ſchicken. Ein Antrag aus der Mitte der Ver-
ſammlung wünſcht die Wahlen ſofort vorzunehmen. Gegen die
ſofortige Vornahme der Wahl der Delegierten zum Parteitage
wendet ſich Genoſſe Hennig mit dem Hinweiſe, man müſſe erſt
über die Aufgaben des Varkeitages diskülieren, um die Stimmung
der Mitglieder des Kreistages kennen zu lernen. Genoſſe
Reiwand gibt bekannt, daß der erſte, vierte und achte Diſtrikt
Anträge bezüglich Abänderung des 8 12 des Statuts geſtellt haben.

Man wendet ſich gegen die Anträge; die Genoſſen Gerig

n. r e e o hof r joenineund Kochanski betonen, man müſſe bei den jetzigen Mahnahmen

d NAavrſta Sor Dre 3 3 d l 20 Jdes Vorſtandes und der Diſtrikte das Vorgehen der Polizei er-

W t o P r Dr Diwägen; man handle unter einem gewiſſen Drucke. Die ge-
J tellten Anträge werden abgelehnt.

Genoſſe Albrecht weiſt auf den gedruckt vorliegenden Geſchäfts-
bericht hin, der aus techniſchen Gründen nicht ſo zeitig wie ſonſt
in die Hände der Genoſſen kommen konnte. Wenn auch das Ge-
ſchäftsjahr im gewiſſen Sinne ein ſtilles geweſen ſei, ſo ſei doch
im ſtillen für die Partei tüchtig gearbeitet worden. Der Bericht
gebe Auskunft. Auch der Volkspark habe die Genoſſen ſtark be-

Den Jahresbericht
ergänzt Genoſſe Reiwand in Verbindung mit dem Bericht über
ſeine Tätigkeit: Wenn die Genoſſen gewollt hätten, wären ſie
trotz Hinderniſſe noch vor Stattfinden des Kreistages in den Be-
ſitz des Berichts gelangt. Seine Arbeit im Sektretariat ſei keine
geregelte und ſehr ausgedehnte geweſen. Die Fluktuation in dem
Vereine ſei eine ſehr große. Es mußten in dem Geſchäftsjahr
etwa 1500 neue Bücher ausgeſtellt werden. Die Mitglieder Zu-
nahme betrage reichlich 400. Der Mitgliederbeſtand befriedigt
noch lange nicht; er kann und muß bedeutend geſteigert werden.
Soll das geſchehen, dann muß aber eine viel intenſivere Arbeit
einſetzen. Bei der Beantwortung und Einrichtung der Frage-

bogen bezüglich der Gewerkſchaftszugehörigkeit hat man ſich teil-
weiſe ſehr läſſig gezeigt. Konſtatiert werden müſſe aber mit
Freuden, daß die Disharmonie zwiſchen Partei und Gewerkſchaft
geſchwunden iſt. Allen Genoſſen kann man es allerdings nicht
rechtmachen. Auf einigen Bauten iſt im Jntereſſe der Partei
tüchtig gearbeitet worden. Auch bei begangenen Fehlern berück-
ſichtige man die jetzige Maßnahmen der Polizei. Jſt es unter
dieſen Umſtänden ein Wunder, wenn jemand vergeſſen iſt, einzu-
laden Fühle man ſich deshalb nicht immer ſogleich verletzt.
Die Diſtriktsführer haben in der Agitation nicht immer ihre
Schuldigkeit getan und zuweilen ſind das Genoſſen, die ſich dem
Vorſtand gegenüber ſonſt ſehr radikal zeigen. Gefehlt hat man
auch bei der Einreichung der Bücher c. Dadurch wird ein ge-
ſchloſſenes Vorgehen verhindert. Die Partei hat in Halle mäch-
tige Proteſt Verſammlungen gehabt, aber die Fortſchritte, die
erwartet werden mußten, ſind nicht erzielt worden. Nach der
Ernte, die allerdings in dieſem Jahre ſehr mager ſein wird, müſſe
eine kräftige Agitation einſetzen. Bedenke man, daß wir vor den
Stadtverordneten-z, Gewerbegerichts- und Reichstags Wahlen
ſtehen. Bei der Fiugblatt Verbreitung ſei man künflig ſehr vor
ſichtig, da die Gerichte beſtrebt ſind, unſere Flugblatt-Verteilungen
als öffentlich bemerkbare Arbeit zu ſtempein. Redner
gibt dann Aufklärung über die Wahlrechts Demonſtrationen die
Kaſſenverhältniſſe, über die Vorgänge im Arbeiterheim Dölau
und über den Volkspark. Werden die in der Agitation ge-
machten Fehler auch bei der Hausagitation iſt geſäumt
worden gut gemacht, dann wird es beſſer werden. Uebe man
nun an dem Bericht des Vorſtandes Kritik, aber verfahre man
dabei gerecht. Jm Jntereſſe der Partei iſt jeder verpflichtet ſein
Beſtes zu tun. (Beifall.)

Die Reviſoren beſtätigen, daß ſie die Kaſſenverhältniſſe in
beſter Ordnung gefunden haben und beantragen dem Genoſſen
Reiwand Decharge zu erteilen.

Darauf gibt Genoſſe Jänicke den Bericht der Preßkommiſſion:
Die Arbeit iſt ziemlich umfangreich geweſen und die Tätigkeit
wurde vermehrt durch den Abgang der Zeitzer Genoſſen vom
Volksblatt. Es fanden 49 Sitzungen ſtatt, davon neun mit
dem Vorſtand uſw. Kleine Beſchwerden gehören mit zum
eiſernen Beſtand der Arbeit der Preßkommiſſion; das kann auch
nicht anders ſein. Wo es möglich war iſt Abhilfe geſchaffen
worden; es müſſe aber auch betont werden, daß viel unberech-
tigte Beſchwerden eingereicht worden ſind. Die bezahlten Strafen
und Gerichtskoſten über 10000 Mark ſind ſehr hoch
7000 Mark mehr als im Vorjahre. Die Berichterſtatter, be
ſonders die vom Lande müſſen zur Vorficht ermahnt
werden. Bedenke man ſtets, mit welchen Augen die Polizei
und die Juſtiz unſer Blatt verfolgt! Unſer Strafkonto ſteht in
der Parteipreſſe ſicher an erſter Stelle. Und würdige man, daß
ein neues, verſchärftes Geſetz geplant wird. Daß im Mans-
feldſchen nach der gewaltigen Zunahme der Abonnenten des
Volksblattes, die Verfolgungen einſetzen würden, war voraus-
zuſehen. Genoſſe Jänicke äußert ſich dann über den Abonnenten-
ſtand der Neuen Welt, die ſtattgehabte Urabſtimmung und über
die Neueinführung der Wochen Unterhaltungs Beilage. Das
Jnſeraten Budget des Volksblattes ſei geſtiegen. Das Ergebnis
der Buchhandlung ſei befriedigend. Die Agitation für die Preſſe
müſſe derartig geſteigert werden, daß jede Mark Strafe einen
neuen Abonnenten bringt. Beifall.

l Krehtng fur Halle md den so Ueber die Arbeiten der Agitationskommiſſion Außert ſich Ge
noſſe Gerig ebenfalls in befriedigendem Sinne.

Den Bericht über die Frauen Bewegung gibt die Genoſſin
Rühle. Die Zahl der weiblichen Mitglieder des Sozialdemo
kratiſchen Vereins iſt im letzten Geſchäftsjahre von 590 auf 801
geſtiegen. Die Agitation müſſe kräftiger einſetzen und die weiblichen
Mitglieder müſſen daran gewöhnt werden, die Diſtriktsſitzungen
ſtärker zu beſuchen. Dort müſſen die Frauen ihre Wünſche vor
bringen. Die Generalanzeiger Preſſe muß aus den Wohnungen
der Arbeiter verſchwinden. Die Frauen ſollen die Gleichheit leſen.
Da werden ſie belehrt über Kindererziehung uſw. Wer die
Jugend hat, der hat die Zukunft. (Beifall).

Die Disknuſſion.
Genoſſe Berbig beſtätigt, daß Genoſſe Reiwand über ſeine

angeſtrengte Tätigkeit nicht zu viel geſagt hat. Er hat über ſeine
Zeit und Kraft hinaus gearbeitet. Richtig iſt, daß einige Diſtrikts-
führer nicht immer ihre Schuldigkeit getan haben. Die Trägheit
der Diſtriktsführer erſchwert die Parteiarbeit im allgemeinen.
Deshalb ſei man künftig vorſichtig bei der Wahl der Diſtriktsführer.

Genoſſe Brandt wünſcht die Namensnennung der Diſtrikts-
führer, die ihre Schuldigkeit nicht getan haben. Es ſei ſehr zu
begrüßen, daß Partei und Gewerkſchaft jetzt friedlicher neben
einander arbeiten.

Genoſſe Adler beſchwert ſich darüber, daß der Parteivorſtand
die Mitglieder in manchen Dingen in Ungewißheit gelaſſen habe.
So habe man über die Volksparkangelegenheit nicht genügend
Aufklärung gegeben. Die demokratiſchen Grundſätze ſind nicht
immer beachtet worden. Wenn das Verhältnis zwiſchen Partei
und Gewerkſchaft beſſer geworden ſei, ſo liege das daran, daß
verſchiedene Heißköpfe eingeſehen haben, wie bisher geht es nicht
weiter. Die Urabſtimmung bei den Wahlen wäre ſehr angebracht
geweſen.

Ein Genoſſe eines Nachbardorfes beklagt ſich bitter über die
Verfolgungen bei den Flugblätterverteilungen. Die Allgemeine
Zeitung werde in Nietleben Sonntags ganz ungeniert ausgetragen,
ohne eine öffentlich bemerkbare Arbeit darin zu erblicken. Bedauer-
lich ſei, daß viel organiſierte Arbeiter noch nicht das Volksblatt
leſen, und organiſierte Arbeiter in boykottierte Lokale gehen. Ein
ſolches Tun erſchwert den Kampf. (Sehr richtig!)

Es erfolgen hierauf Anfragen und Anskünfte über mehr geſchäft-
liche Angelegenheiten. Genoſſe Albrecht weiſt darauf hin, daß
auch bezüglich des Vorgehens der Polizei gegen den Volkspark die
Diſtriktsführer ſtets auf dem Laufenden gehalten worden ſeien.
Für die Gerüchte, die verbreitet worden ſind, könne der Vorſtand
nicht verantwortlich gemacht werden.

Die Genoſſin Sperling wünſcht, daß ſämtliche Schnapsinſerate
aus dem Volksblatt verſchwinden. Die Frauenbewegung müſſe
mehr ſelbſtändig geſtaltet werden. Die Diſtriktsbeſprechungen
übten auf die Frau keine Anziehungskraft aus. Die Bewegung
ſchlafe ein, wenn nicht mehr Mitgliederverſammlungen für Frauen

einbernfen würden.
Genoſſe Oertel entgegnet auf die Anfrage des Genoſſen Adler,

der Vorſtand habe die Mitglieder nicht im Unklaren gelaſſen.
Wenn die Mitglieder nicht richtig unterrichtet worden ſind, ſo ſei
dies wohl mehr auf ein Verſchulden der Diſtriktsführer zurück-
zuführen. Der Polizei bezüglich der Maßnahmen gegen den Verein
Konzeſſionen zu machen, habe die Sitzung der Diſtriktsführer ein-
ſtimmig abgelehnt. Ein Genoſſe von Lochau wünſcht, in den
Unterhaltungsbeilagen des Volksblatts, die ländlichen Verhältniſſe
mehr zzu berückſichtigen.

Genoſſe Thiele erklärt, es wäre beſſer geweſen, wenn in der
Volksparkangelegenheit mit mehr Klugheit operiert und in manchen
Dingen mit weniger Einſeitigkeit und weniger Parteilichkeit zu
Werke gegangen wäre. Die Mitgliederverſammlungen ſind durch
polizeiliche Maßnahmen unmöglich gemacht worden. Wäre es da
nicht angebracht geweſen, um die Maßnahmen der Polizei einmal
auf ein anderes Geleis zu leiten, es hätte bei einer unberechtigten
Verſammlungsauflöſung ein Genoſſe geſagt, er folge der Auf-
forderung der Polizei nicht. Dann hätte doch einmal ein Straf-
gericht prüfen müſſen, ob die Maßnahmen der Polizei
bei dem Eindringen in geſchloſſene Mitglieder-
verſammlungen berechtigt waren. Von dem Ober-
verwaltungsgericht, das ſehr reaktionär durchſetzt iſt, könne man
nicht allzuviel erhoffen. Jnzwiſchen dürfe man aber die Bewegung
trotz aller Polizeimaßnahmen nicht verſanden laſſen. Die Diſtrikts-
verſammlungen müſſen lebhafter geſtaltet werden und auch bei den
Frauen müſſe die Agitation ſchärfer einſetzen. Redner empfiehlt
Leſeabende uſw.

Die Genoſſin Rühle entgegnet der Genoſſin Sperling, von
einem Einſchlafen der Bewegung könne gar keine Rede ſein. Die
Mitgliederſteigerung beweiſe ja den Fortſchritt. Man dürfe die
Frauen nicht ſo allein „hinnuddeln“ laſſen. Das Weib müſſe an
der Seite des Mannes kämpfen. Die Frauen gehören wohl in
die Diſtrikte. Wenn man ſich über mangelhafte Agitation beklagt,
dann ſei wohl die Frage berechtigt, weshalb die letzten Frauen-
verſammlungen nicht entſprechend beſucht waren. Jm Volkshlatt
iſt zur Agitation kräftig aufgefordert worden; man rief, aber man
kam nicht. Wo ein guter Wille iſt, zeigt ſich auch ein Weg.

Genoſſe Albrecht enigeonet dem Genoſſen Thiele in der
Polizeiangelegenheit. Die Polizei zu einem Einſchreiten gegen
einen Widerſtand zu veranlaffen, ſei nicht angängig erſchienen.
Man hätte vielleicht dadurch der Polizei eine Waffe gegen den
Volkspark in die Hand gegeben. Es habe doch eine Verſammlung
im Freien ſtattgefunden man habe die Polizei aufgefordert ein-
zuſchreiten, aber es ſei nichts unternommen worden. Auf ſolche
Weiſe, wie Genoſſe Thiele vorgeſchlagen habe, eine andere gericht-
liche Entſcheidung herbeizuführen, werde nicht gelingen.

Dem Genoſſen Reiwand wurde ſodann einſtimmig Entlaſtung
erteilt.

Hierauf erhält Genoſſe Reiwand das Schlußwort: Der Partei-
vorſtand und die Funktionäre haben ſtets auf dem Standpunkt
geſtanden, trotz aller Polizeimaßnahmen und Provokationen die
Mitglieder des Vereins vor Unüberlegtheiten zu warnen. Das
ſei nötig beſonders bei Proteſtverſammlungen 2c. Die Beſchwerden
und Proteſte gegen die Polizeimaßnahmen gingen ihren Gang.
Der Parteivorſtand glaube ſtets im Jntereſſe der Partei gehandelt
zu haben. Alle Maßnahmen vorher immer gleich der großen
Oeffentlichkeit zu unterbreiten, ſei unter den jetzigen ſchwierigen
Verhältniſſen nicht immer angängig. Der Genoſſe Adler wird im
Kampfe mit den Aerzten bei dem Kaſſenkonflikt auch nicht immer
alle Maßnahmen gleich der Oeffentlichkeit preisgegeben haben.
Auf Gerüchte einzugehen, erübrigt ſich, und in internen Ge-
ſchäfts- Angelegenheiten laſſe ſich die Partei von der Polizei keine
Vorſchriften machen. Jn Beurteilung der Frauenbewegung hat
die Genoſſin Rühle das Richtige getroffen. Seibſtverſtändlich
ſollen die Schnapsinſerate aus dem Volksblatte herausbleiben, man
möge aber auch darauf hinwirken, daß in einzelnen Parteiverkehrs-
lokalen weniger Alkohol genoſſen wird. (Sehr richtig). Die Namen
einiger ſäumiger Diſtriktsführer werden auf Wunſch genannt.
Es folgen ſodann einige Richtigſtellungen und perſönliche Be-
merkungen.

Dentſcher Parteitag.
Sodann referiert Gen. Hennig über die Aufgaben des

Parteitages und Gen. Kunert über ſeine Stellungnahme
zur Elſaß-Lothringer Verfaſſungsangelegenheit.

Darüber berichten wir morgen geſondert. Bemerken wollen
wir a daß Gen. Kunert wieder einſtimmig zum Kandidaten
für die Reichstagswahl aufgeſtellt wurde. Es folgten die

Waßhlen.
Von 157 abgegebenen Stimmen erhielt Gen. Albrecht (1. Vor

ſitzender) 140 Stimmen, Genoſſe Jänicke (2. Vorſitzender) 83
Stimmen. Als Vertrauensperſon wurde die Genoſſin Rühle
mit 128 Stimmen gewählt. Gen. Oertel als Schriftführer
erhielt 116 Stimmen.

Als Reviſoren wurden die Genoſſen Jähnig, Hanke und
Rickwardt gewählt.

Jn die Agitationskommiſſion kamen die Gen. Schmidt, Sa
now und Haaſe.

Die Preßkommiſſion wird beſetzt durch die Genoſſen: Geelhaar,
Gerig, Vetter und Krüger.

Als Delegierte zum Parteitag nach Jena werden gewählt
die Genoſſen: Hennig (144 Stimmen), Reiwand (126 Stimmen),
Oertel (73 Stimmen) und die Genoſſin Rühle (121 Stimmen).

Zum Punkt Preſſe wird allerſeits mitgeteilt, daß grundſätzliche
Beſchwerden gegen die Haltung des Parteiorgans nicht vorliegen.

Es werden ſodann einige Anträge behufs weiterer Agitation
beraten. Dann folgt eine Schilderung bezüglich des Vorgehens
der Polizei am Sonnabend nach Eintritt der Polizeiſtunde.
Sodann wurde der Kreistag, der gute Arbeit geleiſtet hatte, mit
einem dreifachen Hoch auf die internationale völkerbefreiende
Sozialdemokratie geſchloſſen.

halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 21. Auguſt 1911.,

Kampf gegen die Milchverteunerung!
Die Agrarier haben der Bevölkerung den Fehdehandſchuh

hingeworfen. Sie haben am Freitag in einer Verſammlung
folgenden Beſchluß gefaßt:

„Der Grundpreis wird um 2 Pfg. erhöht. Die mit den
Milchhändlern geſchloſſenen Verträge ſind ſofort zu kündigen.
Verſchließen ſich die Milchhändler dem Verlangen, ſo mögen
ſie ſich anderweit Milch beſchaffen. Die Molkereien ſind eben
falls der Meinung, daß es ohne eine Erhöhung der Preiſe um
2 Pfg. pro Liter nicht abgehen würde. Sie wollen demnächſt
an die Konſumenten eine öffentliche Bitte richten.“

Die Konſumenten werden den Herren Teuerungshelden die
richtige Ankwort geben. Sie werden ſich auflehnen gegen jede
Preiserhöhung und ſie werden den Milchhändlern jede nur
mögliche Unterſtützung angedeihen laſſen. Denn die Händler
widerſetzen ſich dem Aufſchlag mit vollem Recht. Jn anderen
Groß und Mittelſtädten iſt der Preis pro Liter Milch für uns
faſt unglaublich villig; ſo beträgt der Milchpreis in Tilſit
13 Pfg., Köslin, Allenſtein, Graudenz 14 Pfg., Königsberg,
Danzig uſw. 16 Pfg. pro Liter, während bei uns 20 und
22. Pfg. gezahlt werden. Jn Bielefeld und Münſter koſtet
die Milch ebenfalls nur 16 bezw. 17 Pfg.

Wenn nun die Konſumenten in einer ganzen Reihe ſchleſi
ſcher Orte die Hinaufſchraubung des Milchpreiſes von 16 auf
18 Pfg. abſchlugen und es durchſetzten, daß die Milch weiter
16 Pfg. pro Liter koſtet, ſo müßte es, wenn die Konfumenten
nur wollen, eine Leichtigkeit ſein, in Halle eine Preiserhöhung
abzuſchlagen.

Nur ein Beiſpiel von vielen ſei hier angeführt: Jm Walden-
burger Grubenrevier haben ſich die organiſierten Arbeiter
gegen die Milchverteuerung energiſch zur Wehr geſetzt und die
Erhöhung der Milchpreiſe um 2 Pfg. pro Liter mit einem all
gemeinen Milchboykott beantwortet. Der Arbeiterkonſum-
verein hat ſeine Mitglieder dabei aufs kräftigſte dadurch unter
ſtützt, daß er ihnen kondenſierte Schweizermilch und andere
Milcherſatzmittel zum Selbſtkoſtenpreiſe liefert. Jn dem
großen Jnduſtriedorf Weißſtein haben die Milchproduzenten
und Milchhändler durch dieſen Boykott eine ſo gewaltige Ab-
nahme ihres Milchabſatzes erfahren, daß ſie ſchleunigſt die
Milchpreiſe wieder von 18 auf 16 Pfg. für das Liter herunter
geſetzt haben. FHoffentlich nehmen die Milchlieferanten Vernunft an und
ziehen ihre Forderungen zurück. Sie haben jetzt um ſo eher
Veranlaſſung dazu, als ihnen ihre Begründung der angeb-
liche Futtermangel eine weſentliche Abſchwächung erfahren
hat. Der vom Landwirtſchaftsminiſter kürzlich in Ausſicht ge
ſtellte Notſtandstarif aus Anlaß des durch die außergewöhnliche
Hitze und Dürre herbeigeführten ſchlechten Ausfalls der Futter-
mittelernte iſt nunmehr vom Miniſter der öffentlichen Arbeiten
für den Geſamtbereich der preußiſch-heſſiſchen Staatsbahnen
während der Zeit vom 22. Auguſt 1911 bis 80. Juni 1912 ver
fügt worden. Es tritt eine Ermäßigung der Eiſen
bahnfrachtſätzefür Futtermittel umdie Hälfte
ein. Auch das bayeriſche Miniſterium hat die Frachtſätze für
Futtermittel bis zum 30. Juni 1912 auf die Hälfte herabgeſetzt.

Genügt den Agrariern die Verbilligung des Futters, die da-
durch herbeigeführt wird, noch immer nicht, ſo mögen ſie bei
ihrer agrariſchen Regierung noch eine Zollermäßigung für
Futter durchſetzen. Jedenfalls iſt der vorübergehende Futter
mangel jetzt kein ſo dringlicher Grund für eine Preiserhöhung
mehr. Das war am Sonnabend den bürgerlichen Blättern
ſchon bekannt. Trotzdem bringen ſie gegen die Preisaufſchlag-
ankündigung der Agrarier keine Zeile. Jm Gegenteil die
Allgemeine macht in der hundsgemeinſten Weiſe für einen noch
höheren Aufſchlag, als ihn die Agrarier wollen, Stimmung.
Man leſe nur folgendes freche Geſchreibſel, das ſie ſich angeblich
von einer Abonnentin zuſchicken laſſen:

„Es wäre unrecht und undankbar, wenn wir Hausfrauen
den Milchhändlern die Milch nicht mehr abnehmen wollten, um
dadurch die jetzige Preisbeibehaltung zu erzwingen. Ver-
nünftigdenkende müſſen einſehen, daß die Händler bei der
diesjährigen Dürre und dem Futtermangel zur Preiserhöhung

vielleicht mit Seufzer! genötigt ſind.
Dieſe Zeilen bezwecken nur, zu bitten, die Preisfeſtſetzung in

einer Art zu vollziehen, daß alle Konſumenten in gleicher
Weiſe die Geſteigerten ſind. Koſtet künftig 1 Liter 25 Pfg., ſo
rechnet man für Liter 18, für Liter 7 Pfg. Kunden, die
täglich nur Liter brauchen, erleiden alſo 2 Pfg. Steigerung.
Känfer von 1 Liter nur 5 Pfg. pro Liter; das ſteht nicht im
Verhältnis. Erſtere könnten dann allerdings in Verſuchung
geraten, ihren Milchbedarf nur für notwendigſten Gebrauch
zu beſchränken und ſich an ſchwarzen Kaffee zu gewöhnen.

Mein Vorſchlag geht dahin, den Preis für 1 Liter Milch auf
24 Pfg. feſtzuſetzen, dann verteilt ſich der Aufſchlag auf jedes
Quantum gleichmäßig. „Was dem einen recht iſt, iſt dem
andern billig.“

Dieſe ſkandalöſe Stimmungsmacherei bringt das Allgemeine
Papier, obwohl es weiß, daß die Händler gar keine Preis-
erhöhung eintreten laſſen wollen. Das Blatt fördert mit
ſeinem Geſchreibſel nur die Habſucht der Agrarier, die jetzt,
trotzdem das Futter wieder billiger geliefert wird, die Futter
not als ein neues Mittel zur Bereicherung ausnutzen wollen.



Städtiſche Schülerſpeiſungen.
Jn Deutſchland iſt es mit der Speiſung der Kinder in den

Schulen noch herzlich ſchlecht beſtellt. Nach den Erhebungen
der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt beſtanden im Winter
1907-08 in den 189 Städten, zu denen Halle nicht gehört,
Speiſeeinrichtungen der verſchiedenſten Art. Jn den ſüddeut-
ſchen Bundesſtaaten fanden ſich etwa in 50 vom Hundert, in
Preußen in 36 vom Hundert der Städte mit über 10 000 Ein
wohnern Speiſeeinrichtungen. Der Anteil der Schulkinder,
die für die Speiſung in den einzelnen Städten in Betracht
kommen, ſchwankte zwiſchen etwa 5 und 17 vom Hundert. Da-
mit iſt natürlich auch nicht einmal annähernd der Bruchteil der
Schulkinder getroffen, der der Speiſung wirklich bedürftig iſt.
Die wenigen beſtehenden Einrichtungen ſind völlig unzuläng-
lich und für die große Maſſe der hungernden Schulkinder nicht
erreichbar. Es wird infolgedeſſen immer wieder von uns die
Forderung auf die völlige Durchführung der Speiſung der
Schulkinder in den Schulen aufgeſtellt werden müſſen. Auch
aus bürgerlichen Kreiſen wird mehr und mehr dieſe Forderung
geſtellt. Eine warme Fürſprecherin für die hungernden Schul
kinder iſt Helene Simon in Berlin, die in Wort und Schrift
ihre Anſicht verficht und die auch jetzt wieder in einem Artikel
in der Sozialen Praxis dieſes Thema behandelt. Sie ſchreibt
unter anderm:

Der Bericht über die Tätigkeit der Berliner Schulärzte imt 1909-10 erörtert die Schwierigkeit der Zarnaſe lung
chwächlicher Schulrekruten. Sehr häufig begegne man dem

Widerſtand von Eltern, die ſich der häuslichen Abwartung ent
ledigen möchten oder Hinausſchiebung der Erwerbstätigkeit
ihrer Kinder fürchten. Dann aber, bei ſehr ungünſtigen häus
lichen Verhältniſſen, ſeien die Schädlichkeit im Elternhaus
vielfach noch größer als die der Schulanſprüche, weil dem
Schüler „unter der Obhut der Lehrkräfte und Schulärzte hygie
niſche Vorteile, wie Beobachtung der Reinlichkeit, Schulſpeiſung
uſw. geboten werden, die im Elternhauſe ihm nicht zuteil
werden“. Wo die Mütter tagsüber auswärts arbeiten, und
daheim nicht vertreten ſind, iſt natürlich die Hortverſorgung
das anzu trebende Ziel. England hat für aufſichtsloſe Schüler
die Day Jnduſtrial Schools, Tagesſchulen, in denen bei voller,
je nach der Lage der Eltern entgeltlichen oder unentgeltlichen
Beköſtigung, neben dem Elementarunterricht gewerblicher
Unterricht erteilt wird. Weder unſre Horte noch die engliſchen
Tagesſchulen heben indes die oberſte Not wendigkeit der
Schulſpeiſung als ſolcher auf. Zunächſt weil in vielen
Fällen in der Tat nicht die Aufſicht, ſondern die der Schulzeit
und den Schulanſprüchen angemeſſene Beköſtigung fehlt. Es
iſt leichter und billiger, Kindern innerhalb oder in der Nähe
der Schulen Frühſtück oder Mittagskoſt zu gewähren, als
Horte oder Tagesſchulen zu beſchaffen. Iſt erſt die nötige
Anzahl Horte vorhanden, ſo kann die Speiſung, die ihrer
Natur nach in Rückſicht auf die Schulanforderungen unauf-
ſchiebbar iſt, jederzeit in die Horte verlegt und mit allen ihren
Vorzügen verbunden werden. Anderſeits kann die Schul-
ſpeiſung, wo ſie, wie z. B. in München, mit der Beaufſichtigung
der Kinder in den Freiſtunden verbunden iſt, ſich zu einer
Art Hortſyſtem geſtalten. Dieſe Geſtaltung fehlt uns heute
in der Reichshauptſtadt. Die Berliner Schuldeputation hat
deshalb auf Anregung des Stadtſchulrats Fiſcher, der ſchon
ſeit vielen Jahren für die Hortidee eintritt, beſchloſſen, die
aus Stadtmitteln erfolgende Speiſung der in Horten bereits
untergebrachten Kinder dieſen Anſtalten zu übertragen. Die
Berliner Horte können aber nur 4000 Schüler aufnehmen. Der
Erziehung bedürftig ſind 14 000 Kinder. Die Zahl der Schüler,
die des warmen Frühſtücks oder des Mittagsbrots bedürfen,
iſt noch weit größer. Sollen ſie warten bis zum Ausbau der

orte? Oder ſoll man nicht vielmehr fortfahren, von Fall zu
all Speiſungen in die neu entſtehenden Horte zu verlegen?

Dazu kommt, daß, abgeſehen vom Fehlen der Horte, die Mehr-
zahl der Anſtalten in der Provinz überhaupt erſt um 4 Uhr

werden. Jn Karlsruhe haben die Horte aus dieſem
runde die Uebernahme der Schulſpeiſung, die jetzt in zwei

hübſchen Schulräumen erfolgt, glatt abgelehnt.
Man kann über die Einrichtung und Zweckgeſtaltung von

Horten ſehr verſchiedener Anſicht ſein. Trotzdem: Gebt uns
die Horte in der Form, die ihr für gut haltet, und kein Freund

der Schulſpeiſung wird ſich beſinnen, euren Anſtalten die Spei-
ſung zu übertragen. Eine warme Suppe iſt unter allen Um-
ſtänden dem Unterricht förderlicher, als ein leerer Magen.
Und in hübſchen Horträumen iſt ſie ſicher noch bekömmlicher
als in überfüllten Kinderküchen. Allein ſchon die bloße Schul
ſpeiſung kann, wo ſie ſyſtematiſch mit der Prüfung der häus-
lichen Verhältniſſe verbunden wird, ein Mittel zur Beein-
fluſſung der allgemeinen Lebenslage der Schüler werden. Bei
richtiger Handhabung vermag ſie die Brücke zwiſchen Schule
und Haus zu ſchlagen. Hier liegen tauſend unausgeſchöpfte,
ja ſogar kaum noch erkannte Möglichkeiten. Je größer die
Stadt, je ſchwerer der Zugang zu den Familien des Volkes.
Ueberaus lehrreich iſt es, wie London in dieſer Richtung durch
Kinderſchutzkommiſſionen, deren Ausgangspunkt die Schul
ſpeiſung iſt, an die Familie des Schülers zu gelangen ſucht.

Berlin hat 228 759 Gemeindeſchulkinder. 7246, das iſt 8,2
v. H., ſtanden wegen ungenügenden Kräftezuſtandes unter
chulärztlicher Ueberwachung. er Schularzt Dr. Grünbaum
and bei 276 Kindern mit ungenügendem Kräftezuſtand unter
den urſächlichen Momenten 61 mal ungünſtige wirtſchaftliche
d altr „Den unterernährten und bedürftigen Kindern
wurde auch in dieſem Jahre unentgeltlich erſtes und zweites
Frühſtück, ſowie Mittagsſpeiſung zuteil.“ „Für die Mittagsſpeiſung wurden in dieſem Jahre von der Stadt 103 930 Mk.
aufgewendet und 941 258 Portionen an bedürftige Kinder ver-
abreicht.“ Alle dieſe Kinder konnten und können auf die Horte
nicht warten. Die Mehrzahl dieſer Kinder wird der beſſern
Hautpflege bedürfen. Die Mehrzahl dieſer Kinder wird be-
dürftige Geſchwiſter haben. Es iſt nicht Sache der Schule, dieſe
weiteren Aufgaben zu verfolgen. Andere Jnſtanzen müſſen

ier ſelbſtändig oder in Verbindung mit der Schule einſetzen.
edenfalls geben die häuslichen Recherchen zum Zwecke der
ulaſſung zur Schulſpeiſung die zunächſt erforderliche Aus-

kunft an die Hand, ſind gleichſam erſte Pfadfinder auf ſchwie-
rigen und verſchlungenen Wegen.

So gewinnt die Bewegung für Schulſpeiſung Bedeutung
weit hinaus über ihren unmittelbaren Zweck. Allein dieſem
unmittelbaren Zweck: Verbannung der Nahrungsnot aus allen
öffentlichen Schulen, in der Stadt und auf dem Lande, gilt
unſer erſter Feldzug.
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Zum Streik der Kohlenarbeiter
ichten, daß wiederum bei den Firmen Reuter,Seife n tags und Klinckhardt u. Schre i

ber die Arbeit zu annehmbaren Bedingungen aufgenommen
wurde. Bei den Firmen Jeſau, Sachſe u. Müller,
Trolle, G. Pauly und Mehnert u. Müldner geht
der Streik weiter. Faſt alle Firmen waren heute morgen von
den vorige Woche angeworbenen Streikbrechern entblößt. Kein
Wunder, daß unter anderen die Geſchäfte von Jeſau und
'Sochſe u. Müller von neuem den Schutz der Polizei und aller
in chriftlicher Nächſtenliebe machenden Herbergen anriefen.
Beide Teile waren wiederum bereit, für Arbeitswillige zu
ſorgen. Die Polizei tat ſich dabei wiederum inſofern beſon
ders hervor, als ſie direkt die Arbeitswilligentransporte von
den Herbergen abholte und den Betrieben zuführte. Man muß
ſich unwillkürlich fragen, ob ſolche Tätigkeit nicht aufreizend
auf die Streikenden und das Publikum wirkt. Jn der Tat
rufen denn auch dieſe Transporte großes Aufſehen und An-
ſammlungen mitten in der Stadt hervor. Dem Streikleiter
hat die Polizei das Vetreten des Streikgebiets verboten. Die

l

Streikpoſten werden von der Polizei im er wieder behelligt.
Am heutigen Tage wird gegen das Vorgehen der unteren
Polizeiorgane, vom Polizeiſergeanten bis herauf zum Kom
miſſar, Beſchwerde eingereicht werden. Die noch beſtreikten
Firmen ſind aber trotz der Unterſtützung im Drucke. Als
Helfershelfer hat ſich, wie vor zwei Jahren, auch diesmal der
Kohlenhändler Wildgrube aus der Schillerſtraße wieder der
Firma Jeſau zur Verfügung geſtellt. Die noch übrigen 72
Streikenden ſtehen aber feſt. Sie ſind trotz aller Maßnahmen
der Unternehmer und der Polizei ihres Sieges gewiß. Daß
man den Streikenden in den bürgerlichen Blättern „Ausſchrei
tungen“ andichtet, das iſt ja bei Arbeiterkämpfen nichts Neues.
Derartige Sudeleien richten ſich ſelbſt.

Deutſcher Transportarbeiter Verband. (Zahlſtelle Halle.)

Ein neuer Streit im Steinſetzgewerbe.
Eine am 20. Auguſt tagende Konferenz der Filtalen des

Steinſetzerverbandes des Regierungsbezirks Merſeburg er-
klärte zu dem Differenzpunkt: Maßregelung von organiſierten
Polieren: Der Beſchluß des Arbeitgeberverbandes für das
Steinſetzergewerbe, organiſierte Poliere fernerhin nicht zu be-
ſchäftigen, in Verbindung mit der Tatſache, daß der Arbeit-
geberverband dieſen Beſchluß bei den Verhandlungen zum Ab-
ſchluß des neuen Tarifvertrages verſchwiegen hat und
ihn erſt nach dem Vertragsſchluß unter Androhung der Ent
laſſung der Betreffenden zur Durchführung zu bringen ſucht,
iſt ein ganz unverhüllter Vertragsbruch. Außerdem verſtößt
das Verhalten des Arbeitgeberverbandes in dieſer ganzen
Sache gegen die Grundſätze von Treu und Glauben. Endlich
iſt die Androhung der Entlaſſung auch eine formgerechte Maß-
regelung und als ſolche ebenfalls ein Bruch des Vertrages,
und eine ſolche liegt auch in dem Angriff auf die Jntegrität
des Verbandes, der der Träger des abgeſchloſſenen Vertrages
auf ſeiten der Arbeitnehmer iſt.

Die Konferenz kann ſich grundſätzlich auch nicht der Rechts
auffaſſung des Gewerberichters, Herrn Dr. Hoffmann, an-
ſchließen, wonach alles, was nicht ausdrücklich im Tarifver-
trage geregelt iſt, der freien Vereinbarung unterliegt. Falls
der Arbeitgeberverband ſeinen Beſchluß aufrecht hält, und
ihn weiterhin durchzuſühren ſucht, und falls auch die von
unſerer Seite eingeleiteten Schritte nicht zu einer Einigung
führen ſollten, wird ſich der Verband dann aus Notwehr eben-
falls auf den rein formal-rechtlichen Standpunkt ſtellen und
und ſich in allen Fragen, die im Tarifvertrage nicht ganz aus-
drücklich feſtgelegt ſind, das Recht der freien Entſchließung im
weiteſten Sinne vorbehalten.
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Walzerabend im Volkspark. Nachdem nun der Sommer
zur Neige geht, ſind nur noch einige Abenbe zum Abhalten von
Konzerten geeignet, und dieſe müſſen von allen, die gezwungen
ſind, ihrer Beſchäftigung den ganzen Tag nachzugehen, wahr-
genommen werden. Wenn den Konzertbeſuchern des Volks
parks auch die paar frohen Stunden, die jedem Alwechſlung
und Erholung nach der ſchweren Tageslaſt gebracht haben, durch
Verhängung der Polizeiſtunde verkürzt und verbittert worden
ſind, ſo darf das gerade jetzt keinen davon abhalten, die Volks
park- Konzerte zu beſuchen, gerade jetzt muß die denkende Ar
beiterſchaft der Polizei durch ſtarken Beſuch zeigen, daß ſie trotz
Polizeiſtunde ihr eigenes Heim nicht im Stich läßt. Wegen
der über unſerm Volkspark verhängten Polizeiſtunde müſſen
die Konzerte pünktlich um Z Uhr beginnen, da der Garten um
10 Uhr geräumt ſein muß. Das Konzert wird ohne Pauſe zu
Ende geführt. Herr Direktor Engelmann hat ein prächtiges
Programm für den Walzerabend ne ngeſteln in welchem
unſere Walzerkönige ſämtlich vertreten ſind. So wird auch
dicſer Abend, wie alle vorhergehenden, ein angenehmer werden.

F Und immer noch billiges Vieh tenres Fleiſch. Jm Magde-
burger ZentralAnzeiger macht ein Fleiſchermeiſter bekannt,
daß jetzt die Viehpreiſe herabgeſetzt ſind. Damit ſeine werte
Kundſchaft auch etwas davon merkt, will er ſeine Fleiſchwaren
billiger abgeben. Es folgt nun eine Preisermäßigung für die
verſchiedenen Fleiſch und Wurſtwaren. Was ſagen die
Fleiſchermeiſter in Halle dazu? Wie lange ſoll hier die Aus
wucherung des Publikums noch dauern?

Preußiſche Gemeinden als Beſitzer von Forſten und
Gütern. Der Beſitz preußiſcher Städte und Landgemeinden
an Forſten und Gütern wird nach einer ſoeben erſchienenen
Veröffentlichung des Statiſtiſchen Landesamtes zuſammen-
geſtellt, leider allerdings für den Schluß des Rechnungsjahres
1905, alſo 31. März 1906. Die Statiſtik iſt damit bei ihrem
Erſcheinen veraltet, aber immerhin inſofern noch intereſſant,
als ſie alle Gemeinden bis auf 10000 Einwohner herab zum
erſten Male zuſammenfaßt. Es liegt nahe, daß der Oſten des
Landes, wo die Landwirtſchaft herrſcht und Grund und Boden
billig ſind, die größte Zahl der Gemeinden mit reichem Grund-
beſitz P Sie alle überragt Görlitz, das nach der Stati-
ſtik 308 Quirdratkilometer eigenen Beſitz hat, d. h. beinahe ſo
viel wie das Fürſtentum Reuß Gebietsumfang. Es folgt dann
Greiswald mit 108 Quadratkilometern und auch Sprottau und
Bunzlau umfaſſen noch rund 100 Quadratkilometer eigenes
Land. Weſtdeutſche Städte treten erſt viel ſpäter in der Stati-
ſtik hervor; den größten Beſitz hat hier die kleine ſauerlän-
diſche Stadt Brilon mit immerhin noch 52 Quadratkilometern.
Die für Köln angegebene Ziffer von 43 Quadratkilometern
dürfte ſich verſchoben haben. Sonſt gibt es im ganzen Weſten
keine Stadt mit erheblichem Grundbeſitz. Als Städte ohne
größeren land wirtſchaftlichen Grundbeſitz werden erwähnt:
Herne, Hörde, Haſpe, Wattenſcheid, Steele, Ratingen, Kamen,
Stolberg bei Aachen. Am ſtärkſten verſchuldet war der Ge-
meindebeſitz an Forſten, Gütern uſw. mit 33,45 Millionen
Mark bei Frankfurt a. M. dann folgte der durch den größten
Beſitz ausgezeichnete Stadtkreis Görlitz mit 6,95 Millionen; an
dritter Stelle ſtand Köln mit 4,98 Millionen Mark. Bei Düſſel-
dorf und Greifswald betrug die Verſchuldung auch noch 2,64
bezw. 2,96 Millionen und bei Hannover, Stettin, Eſſen, Duis-
burg, Halle a. S., Barmen, Kiel und Stralſund mehr als
1 Million Mark.

Ein ſchreckliches Unglück ereignete ſich geſtern nachmittag
gegen 4 Uhr auf dem Grundſtück Leipzigerſtraße Nr. 54. Das
8jährige Töchterchen des Segeltuch Fabrikanten Barth ſtürzte
beim Herunterrutſchen auf dem Treppengeländer aus der dritten
Etage kopfüber herunter. Das Kind war ſofort tot. Der Kleinen
war der Schädel zertrümmert und die Schultern gebrochen. Die
unglücklichen Eltern waren gerade im Begriff nach Magdeburg
zu reiſen, als das Unglück paſſierte. Für andere Eltern wird
dieſer Trauerfall hoffentlich die Veranlaſſung zu einer ernſten
Verwarnung an die Kinder ſein.

Ein ſchweres Automobilunglück hat ſich in letzter Nacht
auf der Chauſſee von Könnern nach Halle zugetragen. Ein
Chauffeur des Architekten Speck traf auf der Chauſſee ein zer-
trümmertes Automobil an, deſſen Jnſaſſen ſämtlich ſchwer-
verletzt und beſinnungslos waren. Er brachte die Verunglück-
s ſeinem Automobil nach Halle zur Behandlung in die

inik.
Zur Gründung eines Bundes ſelbſtändiger Gewerbe

treibender findet am Donnerstag im Volkspark im kleinen
Saal eine Verſammlung ſtatt. Jntereſſenten ſind eingeladen.

Streik heim Steinbruchbeſitzer CEhrlich am Vetersberge.
Am Sonnabend, den 19. Auguſt, ſind die Arbeiter obiger

Firma in den Streik getreten es wird erſucht, Arbeitsangebote
zurückzuweiſen und alles Nochfragen nach Arbeit zu unterlaſſen.

Verband der Fabrikarbeiter Deutſchlands,
Zahiſtelle Halle a. S.

RNietleben. Oeffentliche Gemeinderatsſtßun
findet Dienstag, den 22. Auguſt, abends 8 Uhr, in Frengels
Lokal ſtatt. Unter anderen wichtigen Punkten ſteht eine von
unſeren Genoſſen eingereichte Interpellation über die ver-
tragswidrige Ableitung der Betriebswäſſer der Zementfabrik
Sagle in den Gemeindekangl guf der Tagesordnung. Durch
Beſchluß der Gemeinderatsſitzung vom 28. Juli iſt der Zement-
fabrik Saale das Ableiten der Betriebhswäſſer in den Gemeinde
kangl unterſagt. Entgegen den Beſtimmungen des Vertrags
und ungeachtel des Verbotes hat gerade die Werksverwaltung
in der letzten Zeit Einrichtungen getroffen, die darauf hin-
d en, daß ſie ſich nicht an den Gemeinderatsbeſchluß halten

ird.

Lochau b. Döllnitz. Unglücksfall. Beim Abhängen des
Waſſerwagens von der im Gange befindlichen Lokomotive ver
unglückte der 19jährige Arbeiter Karl Richter aus Döllnitz an
dem in der hieſigen Flur befindlichen Bagger. Dem Verun-
glückten wurde das rechte Bein unterhalb des Knies abgefahren.

Aus den Gerichtsſälen.
Schöffengericht.

Eine außergewöhnliche Roheit begingen am 20. April d. J.
die Geſchirrführer Heinrich und Franz T. auf einem Neubau an
einem Arbeiter. Letzterem lag die Beaufſichtigung ob. Als er
eine Anordnung traf, wurde er von den beiden Geſchirrſführern
brutal mißhandelt. Man brachte ihm mit Schippe und Spaten
erhebliche Verletzungen, ſogar eine Stirnwunde bei. Der Miß-
handelte blutete ſtark und mußte ärztliche Hilfe in Anſpruch
nehmen. Die Täter wollten zuerſt angegriffen ſein. Dieſe An-

wurde durch die Beweisaufnahme widerlegt. Dem Ange-
lagten wurden die mildernden Umſtände verſagt. Das Ergebnis

war, daß die böſen Brüder zu drei bezw. vier Monaten Gefäng-
Pu Je urteilt wurden. Beantragt waren je vier Monate Ge-

ngnis.

Aus den Dachbarkreiſen.
„Rekrutenfürſorge“,

Es iſt geradezu beängſtigend, auf welchen Gebieten in letzter
Zeit überall „gefürſorgt“ wird. Mit Säuglingsfürſorge,
Kinderfürſorge, Jugendſürſorge und ähnlichen Segnungen ſind
wir bereits beglückt.

Aus einer in Nummer 190 unter Hettſtedt veröffentlich-
ten, Rekrutendrill im Kriegerverein überſchriebenen Notiz ging
ſchon hervor, daß ſich nunmehr auch die ſogen. Rekruten-
fürſorge immer kräftiger entwickelt. Wir teilten dort be
reits mit, daß die unter dem Kommando des ſtreitbaren Land-
wehrhauptmanns Plagge ſtehenden Kriegervereine des
Mansfelder Gebirgskreiſes freiwillige militariſtiſche Kurſe
veranſtalten, um die zukünftigen Vaterlandsverteidiger an-
geblich auf den erſten ſchwierigen Abſchnitt ihrer Dienſtzeit
vorzubereiten und ihnen den Abſchied vom Elternhauſe zu er-
leichtern! Das iſt natürlich eine hanebüchene Flunkerei. Jn
Wirklichkeit will man den jungen Leuten nur den Kopf voll
patriotiſcher Nebel blaſen ſie ſollen nicht als denkende Men-
ſchen, ſondern als ſtumpfſinnige Burſchen in die Kaſerne ein
rücken, um dann nach beendigter Dienſtzeit um ſo leichter als
tekruten in die Kriegervereine gepreßt zu werden.
Dieſe Feſtſtellung hat den unſern Leſern ja hinlänglich be

kannten Hettſtedter Poſtdirektor auf den Plan gerufen. Jn
einem in den beiden Hettſtedter Blättern veröffentlichten
längeren Eingeſandt macht er, ohne natürlich den weſentlichen
Jnhalt unſeres Berichts wiederzugeben, für ſich und ſeine
Rekruten Plaggerei Reklame. Daß er dabei vom Hun-
dertſten ins Tauſendſte kommt und die Begriffe wie Kraut
und Rüben durcheinander wirbelt, um dann ſchließlich den
duftenden Jnhalt ſeines Zitatenſacks zu entleeren, wollen wir
dem Herrn gar nicht ſo krumm nehmen. Seine Märchen über
den Fahneneid haben wir bereits früher richtig gekennzeichnet;
daß er als treuteutſcher Kämpe der Sozialdemokratie allerhand
ſchlechte Motive unterſchiebt, um ſeine Geiſtesproduukte auch
nur einigermaßen verſtändlich zu machen, verzeihen wir auch
noch. Schon deshalb, weil wir ihn beim beſten Willen nicht
ernſt nehmen können. Wer die Sozialdemokratie bekämpfen
will, der muß vor allen Dingen über umfangreiche Kenntniſſe
verfügen und gelegentlich auch mal den Verſtand anſtrengen

vorausgeſetzt, daß er welchen hat. Zitate von Auer, Bebel,
Liebknecht uſw. aus der Kyffhäuſer- oder der Reichsverbands
korreſpondenz zu ſchnitzeln und an ganz falſcher Stelle auch
noch entſtellt vortragen, kann ſchließlich jedes politiſche Baby.
Jm übrigen ſei Herrn Plagge mitgeteilt, daß demnächſt der
„Obergenoſſe“ Liebknecht nach Hettſtedt kommt, die Gelegenheit
alſo ſehr günſtig iſt, um die Aufgeklärten der Revolutions-
partei für ſeine Prätorianergarde zurückzugewinnen, Aber
wir geben uns keinen Hoffnungen hin.

Kehren wir lieber zurück zu Plagges Rekrutenfürſorge-
Theater und ſehen wir zu, wie die zum Herbſt einrückenden
Rekruten zuſammengetrommelt und auf die Herrlichkeiten des
Kaſernenhofes „geiſtig“ vorbereitet werden. Das geſchieht
durch Vorträge wie die folgenden: Heereseinteilung, Verhalten
gegen Vorgeſetzte und Kameraden, Ehrenbezeugungen, Waffen
und Munition, Schießlehre, Körperpflege, Kaſernen- und
Stubenordnung, Vaterländiſche Geſchichte, Kriegsartikel, Fah-
neneid. Fehlt nur noch, daß man auch noch Feldgottesdienſte
abhält, um dem Ganzen eine religiöſe Weihe durch Predigten
zu geben, die die Rekruten vor den ſittlichen Gefahren des
Kaſernenlebens bewahren ſollen. Selbſtverſtändlich ſind die
Vorträge reich mit Ausfällen gegen die Sozialdemokratie ge
würzt, und man bezeichnet die Rekrutenfürſorge ganz offen
als einen Vorſtoß gegen die Sozialdemokratie,
die in ihren umſtürzleriſchen Beſtrebungen zumal und leider
vielfach mit richtiger Berechnung in den zum Militär Gezoge-
nen Opfer ihrer Jdeen gefunden zu haben glauben. Glück-
licherweiſe ſind die Vorträge und die Vortragenden oft ſo
ledern, daß ſie wenig Schaden anrichten. An denjenigen, die
dieſe geiſtigen Mißhandlungen bis zum Ende aushalten, iſt
wirklich nichts zu verderben. Die Geſchichte iſt nur wichtig ge
nug für die frühzeitig abgeſchobenen Offiziere, Kreigervereins-
feſtredner, Reſerveunteroffiziere, kriegsluſtigen Pfaffen und
ähnliche Opfer des Militarismus. Wenn die Säuglingsfür
ſorge mehr ein Sport für beſchäftigungsloſe, amüſements
bedürftige Damen iſt, ſo eröffnet ſich in der Fürſorge für die
Rekruten den Geiſtern a la Plagge eine erhebende Tätigkeit.

Daß ein junger Arbeiter, der noch etwas auf ſich hält, dieſe
geiſttötenden Vortragsabende, die mit Erziehung zu freiem
ſelbſtändigem Denken nicht das geringſte zu tun haben, meidet,
halten wir als ganz ſelbſtverſtändlich. In die Dreſſur für den
unkulturellen Maſſenmord begibt ſich der junge Proletarier
nur widerwillig, gezwungen, und er lehnt es ab, nun auch noch
freiwillige militariſtiſche Kurſe mitzumachen. Die beſte Vor
bereitung auf den Militärdienſt findet der junge Arbeiter in
der freien Jugendbewegung und in den Arbeiterturnbvereinen.
Dort hat er Gelegenheit, an den Turngeräten, auf dem Spiel-
platz und bei fröhlichen Wanderfahrten ſeinen Körper für den
Waffendientſt zu ſtählen. Er rückt dann nicht als ſtumpfa
ſinniger Helot, ſondern als denkender Menſch in die Kaſern
und ſein Kopf bleibt frei von patriotiſchem Dunſt. Weil ſolcher



maßen aufgeklärte Leute nicht ſo leicht oder überhaupt nicht
auf Vater und Mutter ſchießen würden, deshalb betreiben die
Reaktionäre die ſo famoſe „Rekrutenfürſorge“.

Manöver und Landwirtſchaft.
Die Herbſtübungen des 4. Armeekorps, die urſprünglich in

der Altmark abgehalten werden ſollten, ſind von der Militär-
verwaltung wegen der in jenen Gebieten herrſchenden Maul
und Klauenſeuche nach dem ſüdlichen Teile des Regierungs
bizirks Merſeburg verlegt worden. Die koſtſpielige Krieg-
ſpielerei ſoll nun demnächſt in den Kreiſen Eckartsberga,
Sangerhauſen, Querfurt und in Teilen der Mans-
Felder Kreiſe veranſtaltet werden. Da auch in den aufge-
zählten Kreiſen lebhafte Hlagen gegen die Maßnahmen der
Behörden erhoben werden, wollen wir die Stimme eines Land
wirts hierher ſetzen, der in einem agrariſchen Blatt für den
Ausfall der Herbſtmanöver in dieſem Hitzejahr eintritt. Futter-
mangel, Waſſernot und geſundheitliche Gefahren werden als
durchſchlagende Gründe für das Verlangen angeführt, der
Landwirt ſchrerbt:

„Auf einigen Truppenübungsplätzen ſoll bereits die
Ruhr ausgebrochen ſein. Jn wieviel größerem Maßſtabe
werden Krankheiten unter den So. vaten und Pferden im
Manbvergelände ſich einſtellen, wenn in den Orrſchaften
die Brunnen kein Waſſer mehr hergeben und Soldaten
und Pferde darauf angewieſen ſind, aus Schlamm-
löchern, Gräben uſw. das nölige Waſſer zu entnehmen!

Aber nicht allein dieſe Gefahr veſteht in dieſem Jahre,
ſondern die vom Manöver betroffenen Gegenden werden
dem völligen Waſſermangel anheimfallen. Es gibt
Ortſchaften, die nur über einige Brunnen verfügen, die
ſonſt kein Waſſer mehr geben und die bereits auf 7 bis
8 Tage Einquartierung angeſagt erhielten. Wie ſoll in
einer ſolchen Ortſchaft, die an 100 Pferde Einquartierung
erhält, die doch täglich zirka 400 Eimer Waſſer verbrauchen,
das Waſſer für Menſchen und Vieh beſchafft werden? Jn
der erſten Stunde nach Einrücken der Einquartierung iſt
das Waſſer aller Brunnen erſchöpft, und großes Elend
kann über eine ſolche Gemeinde hierdurch einbrechen
Jn normalen Jahren ſpielt die Lieferung von Futter an
das Militär keine Rolle, in dieſem Jahre werden ganze
Gegenden nicht wiſſen, wie ſie einen Erſatz für geliefertes
Heu oder Hafer bekommen ſollen, ſicherlich werden ſie
Geld dabei zuſetzen Jn normalen Jahren ſpielen die
Flurſchäden keine große Rolle, man erhält ſie vezahlt,
obwohl ſehr ſelten den wirklichen Verluſt. Endlich
einmal auf Regen hoffend, haben viele Landwirte jetzt
nach der Ernte noch Futterkräuter angeſät. Einen
Verluſt, der in Geld nicht umzuſetzen und zu erſtatten
iſt, würde es bedeuten, wenn die geringen Futtervorräte
auf den Feldern durch die Manöver zerſtört würden.

Nicht nur durch die Verpflegung ſondern auch durch
die Flurſchäden würde der Militäretat in dieſem
Jahre bedeutend velaſtet werden. Verheerende Krank-
heiten unter Soldaten und Pferden würden in-
folge der Waſſernot ausbrechen. Große Ausgaben und Un-
annehmlichteiten könnten dem W. nitärfiskus erſpart vleiben,
wenn die Manöver in dieſem Jahr auf der ganzen Linie
abgeſagt würden.“

So berechtigt dieſe Gründe auch erſcheinen mögen, die
Militärverwaltung wird ſich nicht darum kümmern, um ſo
weniger, als die agrariſche Preſſe ihr ſchon im voraus bei-
ſpringt und eine Abſagung der Manöver für untunlich erklärt.

—D

Mühlberg. Die beanſtandete Wählerliſte. Die hieſigen
Genoſſen ſind eifrig mit den Vorarbeiten zu den in dieſem Herbſt
ſtattfindenden Stadtverordneten-Ergänzungswwahlen beſchäftigt. Bei
den letzten Wahlen gelang es den bürgerlichen Kandidaten noch-
mals, mit ſieben Stimmen Mehrheit in das Stadtparlament zu
ſchlüpfen. Auf Grund eines „alten Brauches“ lag während des
in der Städteordnung vorgeſehenen Zeitraums anſtatt der Stadt-
verordnetenwählerliſte ſeit Jahr und Tag eine ſogenannte Bürger-
ſtammrolle aus. Dieſe Liſte enthielt nicht nur die wirklichen
Wähler, ſondern alle Stimmfähigen, ganz gleichgültig, ob ſie das
Bürgerrechtsgeld bezahlt hatten oder nicht. Bei der Wahl waren
aber alle diejenigen Perſonen, die das Bürgerrechtsgeld noch nicht
bezahlt hatten, wieder aus der Liſte verſchwunden, trotz Kontrolle.
Dieſer Zuſtand war unhaltbar, weshalb gegen die vom 1. bis zum
15. Auguſt ausgelegten Liſten vom Genoſſen Naumann Einſpruch
erhoben wurde. Daraufhin wurde dann die Liſte vom Magiſtrat
zurückgezogen und es liegt nunmehr eine neue, berichtigte Stadt-
verordnetenwählerliſte in der Zeit vom 15. bis 30. Auguſt aus.
Die neue Liſte kann beim Genoſſen Naumann ſowie bei der
Bürgerrechtskommiſſion eingeſehen werden. Damit iſt unbeſtreit-
bar ein alter Uebelſtand verſchwunden und die Wähler ſowie die
Behörden vor Jrrtümern und Scherereien geſchützt. Nicht viel
beſſer ſtand es mit dem Kinderprivileg und dem Steuerſatz. Auch
hier war man behördlicherſeits der Meinung, daß nur ein Steuer-
ſatz von vier Mark zur Wahl berechtige. Doch iſt dem Magiſtrat
inzwiſchen bekannt geworden, daß auch diejenigen Perſonen, welche
infolge ihrer Kinderzahl einen niedrigeren Stenerſatz zahlen, von
der Wahl nicht ausgeſchloſſen werden können, ſobald ſie über
660 Mark Einkommen haben. Alle Arbeiter, welche alſo nicht in
der neuen Liſte ſtehen, müſſen jetzt die Nachtragung bewirken,
um ihr Wahlrecht ausüben zu können.

Mühlberg. Von der reichen Ernte ein Paar Körner.
Der Beſitzer des Rittergutes Güldenſtern ſchenkte aus Anlaß des
70. Geburtstages der Frau Geheimrätin jedem Arbeiter 20 Mark
und jeder Arbeiterin 10 Mark. Bereits vor einigen Jahren legte
man dieſe Güte an den Tag. Die großagrariſchen Schreibknechte
ſingen nunmehr das hohe Lied über die ſoziale Großtat, die doch
ſicher nicht geſchehen wäre, wenn die Beſchenkten dem Agrarier
nicht zuvor die goldenen Eier in den Geldſchrank gelegt hätten.
Wenn man bedenkt, daß auf dem Rittergute jetzt bald 100 Leute
beſchäftigt ſind, ſo kann man doch daraus erſehen, daß die Herren
„Notleidenden“ ſich in einer ganz angenehmen Lage befinden.
Eine angemeſſene Erhöhung der ſehr niedrigen Löhne wäre den
Landarbeitern weit angenehmer, als das Verabreichen von Ge-
ſchenken. Dieſe ſollen doch nur dazu dienen, das in Mißkredit
geratene „patriarchaliſche Verhältnis“ wieder in Glorie erſtrahlen
zu laſſen. Nur durch eine ſtraffe Organiſation können den Jun-
kern wirtſchaftliche Vorteile abgerungen werden. Anſtatt jedem
patriotiſch-religiöſen Rummel nachzulaufen, müſſen ſich die Guts-
pro arier dem Landarbeiterverband anſchließen.

Wittenberg. Stadtverordnetenſitzung. Aus den
An und Abmeldungen pro Juli iſt erſichtlich, daß 59 Perſonen
mehr fort wie zugezogen ſind. Einem geplanten Ge
ländeverkauf auf der Kuhlache an die hieſige Schützen-
geſellſchaft tritt der Stadtverordnete Tu rich entgegen mit
dem Hinweis, daß der Preis zu niedrig ſei. Die Schützengeſell-
ſchaft braucht eine Fläche von 4655 Quadratmeter zum Neubau
des geplanten Schützenhaufſes und will hierfür nur eine Mark
pro Quadratmeter zahlen. Stadtverordneter Turich verweiſt
auch darauf, daß die Stadt das Gelände noch ſehr gut brauchen
kann zum Austauſch mit der Eiſenbahn, wenn der ſchon mehr-
fach erwähnte bequemere Zugang zum Bahnhof geſchaffen wer-
den ſoll. Allgemein herrſcht die Meinung vor, daß das Ge-
lande weit mehr wert iſt und die Schützengeſellſchaft ein gutes
Geſchäft machen würde. Es ſind deshalb in unſerem Stadt-
parlament (was höchſt ſelten geſchieht!) recht energiſche Worte
vernehmbar. Unſere Stadtväter ſprechen von der Wahrung
der Jntereſſen der Stadt, ja, man glaubt, die Stadt ſolle bei
dem ganzen Handel eingeſeift werden, und verlangt, daß die
Kommiſſion die Sache erneut prüfe unter den von der Ver-
ſammlung aufgeſtellten Geſichtspunkten. Der Erſte Bürger-
meiſter Dr. Schirmer erinnert die Stadtverordneten daran,
daß doch im nächſten Jahre die Schützen ihr 500jähriges

fertig ſein ſoll. Er hält eine gewiſſe Rückſichtnahme auf die
Schützengeſellſchaft, als einer alten Einrichtung unſerer Stadt,
für geboten. Die r beſchließt jedoch, die Sache an
die Oekonomiekommiſſion zurü r und dieſelbe für
dieſen Fall durch Stadtverordneten Turich zu verſtärken. Wenn
alſo die Verſammlung feſt bleibt, ſo werden wohl oder übel die
Schützen in den ſauren Apfel beißen und tiefer in den Säckel
reifen müſſen. Eine ausgiebige Debatte erzeugte auch derAntta an der Gehobenen Mädchenſchule einen aka-

demiſch gebildeten Oberlehrer und eine Oberlehrerin
anzuſtellen. Der Antrag iſt eine Folge der geplanten Er-
weiterung dieſer Schule zur höheren Töchterſchule, welchem
Plan die Stadtverordnetenverſammlung bei der Uebernahme
der früheren Privat-Mädchenſchule in die Gehobene Mädchen-
ſchule zuſtimmte. Einige Redner wenden ſich gegen den vor-
liegenden Antrag, der zirka 6000 Mark Mehrkoſten erfordere,
wobei in Betracht zu ziehen iſt, daß die Frequenz der Schule
eine minimale bleiben wird, da doch auch das Schulgeld erhöht
werden müſſe. So würden in die neu zu bildenden Klaſſe nur
zirka acht Mädchen gehen. Mit Recht verwies Stadtverordneter
Graf auf die immer höher ſteigenden Laſten für das
Melanchthongymnaſium, Mittelſchule und die geplante höhere
Töchterſchule, die nur von einer geringen Zahl beſucht werden
und zu deren Koſten die unteren Volksſchichten ebenſo zahlen
müßten wie die oberen, ohne einen Nutzen davon zu haben. Die
Vorlage wurde ſchließlich mit 15 Stimmen bei 22 Anweſenden
angenommen. Debattelos wurde ſodann das Gehalt des
Krankenhaus- und Kommunalarztes Dr. Th. Schmidt auf 3000
Mark erhöht, nachdem es mit den erhöhten Dienſtleiſtungen be-
gründet war.

Jubiläum feiern wollen und daß das neue Schützenhaus

Eilenburg. Eine Kenn zeichnung Frankes. Jn
der Verhandlung gegen unſern Genoſſen Kasvarek wegen an
geblicher Beleidigung von Mitgliedern des Reichwwerbands und
des Eilenburger Arbeitgeberverbands erzählte der als Haupt-
zeuge auftretende „nationale Sekretär“ Franke u. g. folgen-
des Märchen: „Der Streikführer Macheleidt hat zu
Ruhmer (einem chriſtlichen Gewerkſchafter) geſagt: „Na, wie
iſt es, ſtreikt Jhr mit?“ Darauf hat Ruhmer gefragt: „Ja,
habt Jhr denn Gründe?“ Darauf erklärte Macheleidt:
„Gründe haben wir keine. Aber was brauchen
wir Gründe, die werden wir ſchon während des
Kampfes finden!“

Damit wollte Franke beweiſen, daß die Arbeiter der Zellu-
loidfabrik die Arbeit ohne Grund niedergelegt
bätren. Dazu ſchreibt nun Genoſſe Macheleidt: „Dieſe Be
bauptung Frankes iſt eine dreiſte Unwahrheit.
Jch have allerdings einmal mit Ruhmer geſprochen. Der Vor-
gang war folgender: Jch traf Ruhmer auf der Straße und
fragte: „Wie ſtellt Jhr Euch. Wir haben heute abend Ver-
ſammlung, da wird jedenfalls die Kündigung beſchloſſen.“
Ruhmer erklärte mir, ſie hätten auch ſchon über die Sache ge-
ſprochen und würden wohl mitmachen. Sie hätten aber noch
keine Ankwort von ihrer Zentralſtelle. Weiter fragte er:
„Habt Jhr ſchon Forderungen geſtellt?“ Darauf ſagte ich ihm:
„Wir haben keine Forderungen geſtellt, denn es handelt ſich nur
um eine Abwehrbewegung. Es iſt aber 'möglich, daß im Ver-
laufe des Kampfes noch Forderungen geſtellt werden, vorläufig
haben wir davon abgeſehen.“ Jch habe heute mit Ruhmer ge-
ſprochen, der mir die Richtigkeit dieſer Ausführungen beſtätigte
und mir mitteilte, daß er mit Franke nieüber dieſen
Vorgang geſprochen habe, ſondern die Angelegenheit,
wie ich ſie hier geſchildert habe, in einer Verſammlung wieder-
gegeben habe. Es iſt möglich, daß Franke in jener Verſamm-
lung war und die Ausführungen hörte, die Ruhmer dort machte
und die ganz anders lauteten als das Märchen, das er in Halle
erzählte. Er hätte dann einfach vor Gericht bewußt die
Unwahrheit geſagt. Macheleidt.“Man muß geſtehen, Herr Theodor Franke hat es verſtanden,
die „Agitationsmittel“ des Reichsverbands in einer Weiſe aus-
zugeſtalten, wie es ſich wohl ſelbſt die verbiſſenſten Anhänger
dieſer erleſenen Geſellſchaft nie haben träumen laſſen.

Eisleben. Ein Arbeiterfeſt. Am geſtrigen Sonntag
feierte die Eisleber Arbeiterſchaft das zehnjährige Beſtehen des
Gewerkſchaftskartells. Wenn man einen Rückblick auf die Feier
wirft, ſo muß man ſagen, daß es eine wohlgelungene war. Zehn
Jahre Gewerkſchaſtsarbeit in Eisleben bedeutet ein wichtiges
Ereignis in der Geſchichte der Klaſſenkämpfe. Klein war das
Häuflein, das am 21. Auguſt 1901 die Vorarbeiten in die Hand
nahm. Heute zählt das Eisleber Kartell über 1000 gewerf-
ſchaftlich organiſierte Arbeiter. Die Teilnahme an dem ge-
nehmigten Feſtzuge betrug 500. Zahlreiche Freunde
und Gewerkſchaftsgenoſſen ſtanden am Weg, die brutalen
Kapitaliſten verboten ihnen mittelbar die Teilnahme an dem
Feſtzuge. Aber niemand konnte es verwehren, daß die Mans-
felder Knappen in beiden Lokalen zum Gelingen des Fefſtes
beitrugen. Arbeiter-Turner, Sänger und Radfahrer trugen
zur Verſchönerung des Feſtes bei. Die Feſtrede hielt der Ge-
noſſe P. Bulke- Leipzig. Die Feſtteilnehmer beſtätigten
durch ihren Beifall, daß der Redner das Richtige getroffen
hatte. Begeiſtert ſtimmten die Anweſenden in das Hoch auf die
Gewerkſchaſftsbewegung ein. Der Wunſch beſeelte alle, wie
Genoſſe Heinrich ausfülhrte, daß bei der Feier des 25jährigen
Beſtehens die Zahl der Gewerkſchaftler eine bedeutend höhere
ſein möge, als nach dem verfloſſenen Jubiläumsfeſte. Die
Machthaber Mansfelds werden die Früchte ihres Terrors
ernten. Der Wahltag 1912 wird das beweiſen.

Gerbſtedt. Eine Fabrik niedergebrannt. Am Sonn
abend brannte die Zementfabrik von Guſtav Holz bis auf die
Umfaſſungsmauern nieder. Die Gerbſtedter Feuerwehr konnte
der brennenden Fabrik keine Hilfe bringen, weil die Waſſerleitung
nur bis zur Stadtgrenze reicht und die vorhandenen Schläuche
zu kurz waren. Ein weiterer Beweis dafür, daß man die Zaben-
ſtraße ebenfalls mit Waſſerleitung verſehen und zugleich für Licht
ſorgen ſollte. Die Anwohner der Zabenſtraße werden gut tun,
bei den in dieſem Herdſt ſtattfindenden Stadtverordnetenerſatz-
wahlen nur ſolche Männer zu wählen, die für Abſchaffung ſolcher
Uebelſtände eintreten.

Gerbſtedt. Zum Lepom-Krach. Der ſogenannte „offi
zielle Bericht“, den die jetzt herrſchende Mehrheit auf dem Rat-
haus über jede Sitzung herausgibt, teilt aus der am 15. Auguſt
ſtattgehabten Sitzung der Stadtverordneten folgendes mit:
„Ausſchließung des Stadtverordneten Lepom von den
Sitzungen der Stadtverordnetenverſammlung.“ Die Verſamm-
lung vbeſchließt mit elf gegen acht Stimmen, den Stadtver-
ordneten Lepom auf Grund der S 32, 34 und 35 der
Geſchäftsordnung und des S 48 der Städteordnung auf die
Dauer ſeiner Wahlperiode wegen beharrlicher wieder-
holter Zuwiderhandlung gegen die zur Aufrecht-
erhaltung der Ordnung gegebenen Mittel in der
Sitzung der Stadtverordnetenverſammlung vom 7. Juni 1911
von den Sitzungen der Stadtverordnetenverſammlung aus zu
ſchließen. Die Zuwiderhandlung beſtand darin, daß ihm
zweimal das Wort wegen Unſachlichkeit entzogen, er viermal
zur Sache und zweimal zur Ordnung gerufen wurde, ohne
dieſe Ordnungsmittel zu beachten. Nach erfolgter Abſtimmung
rief der Stadtverordnete Lepom: „Los worauf acht Stadt-
verordnete ſowie der Magiſtratsvertreter den Sitzungsſaal ver-
ließen. Jnfolge darauf eingetretener Beſchlußunfähig-
keit mußte die Sitzung geſchloſſen werden. Wir ſind neu-
gierig, wie lange ſich die geduldigen Steuerzahler die Komö
dienſpielerei gefallen laſſen wollen.

Helbra. Mit recht flein lichen Mitteln verſuchen die
Hüter der chriſtlichen Religion die Schäfchen bei der Herde zu
halten wenigſtens ſprechen verſchiedene Anzeichen dafür, daß die
vielen Kirchengustritte den frommen Herrſchaften ſehr nnange-
nehm ſind. Die Tochter eines Schuhmachers wurde kürzlich in
der Religionsſtunde um eine ganze Anzahl Plätze heruntergeſetzt;
in der nächſten Stunde wiederholte ſich der Vorgang. Es iſt be
zeichnend für unſere Schulverhältniſſe, daß den Kindern, die im

Elternhaus in anderem Sinne erzogen werden, die Religion au
ſolche Weiſe beigebracht wird.

Sangerhanſen. Der diesjährige Kreistag des Sozialden Vereins fand am Sonntag im Gaſthof zum
Herrenkrug ſtatt. Anweſend waren insgeſamt 15 Delegierte aus
8 Parteiorten, der Bezirksſekretär, je ein Vertreter des Halleſchen
Volksblattes und der Nordhäuſer Volkszeitung ſowie der Reichs
tagskandidat Genoſſe WickleinRordhauſen. Den Geſchäftsbericht
erläuterte der Kreisvorſitzende, Gen. Hoff, während der Kaſſierer
Heymann zum Kaſſenbericht einige Ergänzungen machte. Das
inſtruktive Referat des Genoſſen Wicklein über die Reichstags
wahlen wurde mit lebhaftem Beifall aufgenommen. Eine Dis-
kuſſion ſchloß ſich nicht daran. Beim Punkt Preſſe wurden die
über die Redaktion des Volksblattes vorgebrachten Beſchwerden
wegen Nichtaufnahme oder Kürzung von Berichten geprüft, in
ſachlicher Weiſe beſprochen und eine zufriedenſtellende Einigung
erzielt. Der von der Filiale Sangerhauſen zum Kreistag geſtellte
Antrag: Ab 1. Oktober die Nordhäuſer Volkszeitung als offizielles
Kreisorgan einzuführen, iſt in einer am Tage zuvor ſtattgehabten
Mitgliederverſammlung erneut gründlich beſprochen und ſchließlich
zurückgezogen worden. Die Kreisleitung wurde in ihrer bis-
herigen Zuſammenſetzung durch Zuruf wiedergewählt, ferner die
Orte beſtimmt, die in dieſem Jahre Delegierte zum Bezirkstag zu
entſenden haben. Als Delegierten zum Jenaer Parteitag wählte
man den Genoſſen Wicklein. Nachdem die Delegierten aus den
einzelnen Filialen ein kurzes Stimmungsbild über die örtliche
Parteibewegung gegeben hatten, wurde der Kreistag mit einem
begeiſtert aufgenommenen Hoch auf die Sozialdemokratie geſchloſſen.
Den ausführlichen Bericht mußten wir wegen Raummangels für
die nächſte Nummer verſch' den.

Allerle:
Krach in der Berliner Piunvinouſtrie.

Die alte Pianofortefirma Karl Hintze in Berlin iſt zu
ſammengebrochen, und hat eine ganze Reihe andere bekannte
Pianofortefirmen mit in den finanziellen Strudel hineinge-
riſſen. So hat die Firma Hepperle, die ſeit 30 r beſteht,
Konkurs angemeldet. Die beiden Firmen Gebr. Neumeyer-
Rixdorf und Menzel haben am Sonnabend ihre Zahlungen
eingeſtellt und die Gläubiger um ein Moratorium erſucht. Bei
der Firm Hepperle betragen die Paſſiven zirka 70 000--80 000
Mark. Der Konkurs iſt erfolgt, weil die Firma mit Hintze
langfriſtige Kontrakte abgeſchloſſen und hohe Wechſelverbind-
lichkeiten eingegangen war. Die Firmen Neumeyer und
Menzel hängen mit 50000 und 40000 Mark bei der Firma
Hintze.e Laut polizeilicher Verfügung iſt der Firma Hintze die Füh

rung ihrer acht Hoflieferantentitel unterſagt worden; Sonn
abend nachmittag haben Polizeibeamte die Hoflieferanten-
Wappenſchilder abgenommen.

Opfer der Arbeit.
Köln, 20. Auguſt. Die Arbeiter Lotz und Plate waren auf

der Zeche Bruchſtraße im Bremsberg mit Reparaturarbeiten
beſchäftigt. Plohlich riß das Seil und beide gingen mit dem
Korbe in die Tieſe. Mit zerſchmetterten Gliedern
blieben ſie beide tot liegen.

Furchtbare Brände
Rüſſelsheim, 21. Auguſt. Die Automobilfabrik von

Opel wurde in der Nacht vom Sonntag von einer ſehr ſchweren
Brandkataſtrophe heimgeſucht. Ehe man die Feuerwehr be
nachrichtigen konnte, ſtand das geräumige vierſtöckige Gebäude
in hellen Flammen. Der Schaden wird auf 5 Millionen
Mark geſchätzt. Verbrannt ſind an 20 000 Fahrräder und
30 000 Nähmaſchinen, außerdem wertvolle Werkzeugmaſchinen.
Zur Löſchung des Brandes wurde Militär und die Feuerwehr
aus Frankfurt a. M. requiriert. Der Brand dauerte bis
Sonntag vormittag 11 Uhr. Die Entſtehung des Brandes wird
auf S ſy n ent z ndung zurückgeführt. 2500 Arbeiter
ſind beſchäftigungslos.

Pforzheim, 20. Auguſt. Seit geſtern ſtehen in Dillſtein
das Sägewerk von Gängenbach und zehn Wohnhäuſer in
Flammen. 24 Familien ſind obdachlos.Verſailles, 21. Auguſt. Jn Flins brach eine Feuers
brunſt aus, die einen Pachthof vollſtändig einäſcherte. Zwei
kleine Kinder, die ſich nicht mehr retten konnten, kamen
in den Flammen um. Jhre verkohlten Leichen wurden
ſpäter gefunden.

Scharlachevidemie- in Weſtfalen.
Eſſen a. Ruhr, 20. Auguſt. In mehreren Ortſchaften bei

Werdol in Weſtfalen wütet eine Scharlachepidemie. Zahl-
reiche Kinder ſind dahingerafft worden. Jn
einer Familie ſtarben in zwei Tagen drei Kinder.
Die „Beſchimpfung“ der deutſchen Fahne in Aix les Bains.
Zwei franzöſiſche Offiziere ſollten es bekanntlich geweſen ſein,

die dieſer Tage in dem genannten Luftkurort die deutſche Fahne
von einem Hotel herabgeholt und zerriſſen haben ſollten. Jetzt
ſtellt ſich herans, daß es nicht Offiziere, ſondern ein, wahrſchein
lich angetrunkener, Schuhwarenfabrikant aus n geweſen iſt,
der die deutſche Fahne herabriß, wobei ihm die Zuſchauer Beifall
klatſchten. Dazu ließ Bernot, ſo heißt der Tapfere, noch von der
Zigeuner Kapelle des Reſtaurants die Marſeillaiſe ſpielen. Alſo
ein echter Dummejungenſtreich, der aber der alldeutſchen Preſſe
hinreichend Veranlaſſung gab, noch viel ſtärker als bisher in dasKriegshorn zu blaſen. Wie noch berichtet wird, ſind übrigens die
franzöſiſchen Behörden eifrig beſtrebt, den Deutſchen wegen dieſes
Vorkommniſſes jede nur mögliche Genugtuung zu verſchaffen. Die
Polizeibehörde und die Präfektur leiteteten im Auftrage des Mi-
niſters des Jnnern ſofort eine Unterſuchung ein. Bernot, der
von dem Polizeikommiſſar verhört wurde, erklärte, daß er in
plötzlicher Erregung gehandelt habe, daß er ſeine Handlungs
weiſe tief bedauere und bereit ſei, alle Entſchuldigungen auszu
ſprechen, die man von ihm verlangen ſollte.

Cetzte Nachrichten.

Friedenskundgebungen.
Jn Berlin faßte die von über 1000 Delegierten beſuchte

Generalverſammlung des Verbandes der Sozialdemokratiſchen
Vereine (nach einem Referat des Genoſſen Däumig) eine
ſcharfe Proteſtreſolution gegen die Kriegshetze.

Jn Leipzig demonſtrierten im Brauereigarten Stötte-
ritz über 15000 Perſonen gegen die Marokkokriegshetze
und für den Weltfrieden. Das Referat des Genoſſen Dr.
Lenſch wurde begeiſtert aufgenommen.

Briefkaſten der Redaktion.
Dommitzſch, K. Müller. Brief an Sie kam als unbeſtellbar

zurück. Erbitten genaue Adreſſe.

Sprechſtunde der Nedaktion von 412 bis 41 Uhr.

Die hertige Nummer nmfaßt 8 Seiten.

Kinder Hereregend be 5hefe
Nahrungna Wrung je ſingder gedeihen

T Vor züglich dabeiKranken- u. ſeiten nicht an
kost. Verdavungsstörvng.
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